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Zeitgeschehen 

O Gott im Grundgesetz. Lange war 
es still um den Gott des Grundge-

setzes. Nun ist er ins Gerede gekommen. 
So fordert der aus der ehemaligen DDR 
stammende Theologe und Bundestagsab-
geordnete von »Bündnis 90/Die Grü-
nen«, Wolfgang Ulimann, die Abschaf-
fung Gottes aus der Verfassung. Ähnlich 
hat sich der SPD-Geschäftsführer Gün-
ther Verheugen vernehmen lassen. Und 
für die neue Verfassung des Landes Nie-
dersachsen ist „Gott" nicht mehrheitsfä-
hig gewesen. 
Studiert man die Argumentation der Be-
fürworter einer Streichung Gottes aus der 
Verfassung, so läuft sie im wesentlichen 
auf die folgenden Aussagen des Theolo-
gen Ulimann hinaus: „Eine Verfassung 
muß die Verfassung aller Bürger sein, der 
Gläubigen wie der Nichtgläubigen. Gera-
de die Präambel muß eine von allen trag-
bare Willensäußerung sein, die nieman-
des Willen vergewaltigen darf. Die Anru-
fung Gottes unterstellt hingegen, daß die 
Nichtgläubigen eine vernachlässigens-
werte Ausnahme von der Regel seien." 
Die Verfassung suggeriere, so fährt Uli-
mann fort, daß Deutschland im wesentli-
chen ein christliches Land sei; dies sei an-
gesichts der Tatsache, daß im Gebiet der 
ehemaligen DDR zwei Drittel der Bevöl-
kerung keiner christlichen Kirche angehö-
ren, aber auch angesichts der Kirchenaus-
tritte im Westen, nicht mehr haltbar. Die 
Nennung Gottes sei eine Verletzung der 
Religions- und Gewissensfreiheit und un-
vereinbar mit einem modernen pluralisti-
schen Staatswesen. 

Diese Argumentation klingt plausibel, ist 
es aber nicht. Plausibel wäre die Argu-
mentation der Verfechter der Abschaf-
fung Gottes aus dem Grundgesetz nur, 
wenn es sich bei der Nennung Gottes in 
der Verfassung um den Ausdruck einer 
bekenntnispflichtigen Zivilreligion han-
delte. Darum aber geht es gerade nicht. 
Vielmehr ist unser Staat unbestritten ein 
säkularer Staat, der die Religions-, Mei-
nungs- und Gewissensfreiheit seiner Bür-
ger zu schützen hat und sich dazu in sei-
ner Verfassung ausdrücklich bekennt. 
Die Nennung Gottes im Grundgesetz 
aber hat mit Einschränkung von Glau-
bens- und Gewissensfreiheit überhaupt 
nichts zu tun, in ihr geht es vielmehr dar-
um: „Gott" ist der symbolische Ausdruck 
dafür, daß der Staat und das politische 
Handeln sich selbst von ideologischen 
oder religiösen letzten Begründungen ent-
lastet, ist Ausdruck einer Selbstbegren-
zung des politischen Systems gegenüber 
einer Verabsolutierung der Staatsgewalt. 
Der Name Gottes steht als elementarer 
Ausdruck des politisch Nicht-Disponi-
blen in der Verfassungspräambel. Also 
nicht ein „heiliges" Politbüro. Der libera-
le Rechtsstaat kann sich so von der For-
mulierung letzter eigener Legitimitätszie-
le freihalten. 
Den Vätern und Müttern des Grundgeset-
zes stand noch klar vor Augen, wohin 
durch ideologische Wahrheitsansprüche 
begründete staatliche Allmacht führt, 
nämlich in den Terror der totalitären Sy-
steme unseres Jahrhunderts. Wil l jemand 
wirklich behaupten, diese Gefahr sei end-
gültig gebannt? Die Nennung Gottes im 
Grundgesetz allein kann solche Gefahr si-
cher nicht verhindern. Sie symbolisiert 
aber die Verpflichtung des politischen Sy-
stems zur Selbstbegrenzung und ist so 
ein wichtiger Ausdruck von Liberalitätssi-
cherung. Denn die Selbstbegrenzung des 
säkularen Staates, formuliert und festge-
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halten in der Nennung Gottes im Grund-
gesetz, verbietet die totale und schließ-
lich totalitär werdende Verfügbarkeit des 
ganzen Menschen durch Staat und Poli-
tik. So steht die Präambel des Grundgeset-
zes, in der Gott genannt wird, in engem 
Zusammenhang mit Artikel 1 des Grund-
gesetzes: Die Würde des Menschen ist 
unantastbar. Die Unverfügbarkeit Gottes 
begründet die Nichtverfügbarkeit über 
den Menschen durch das politische Sy-
stem. 
Schließlich: Der Gott des Grundgesetzes 
gehört niemandem - auch keiner politi-

im Blickpunkt 

sehen Partei und sicher auch keiner Kir-
che. Nur so ist er der politisch-ideologi-
schen und religiösen Verfügbarkeit entzo-
gen. Als der Gott, der niemandem ge-
hört, ist er nicht identisch mit dem von 
der Kirche gepredigten und von den Chri-
sten geglaubten, in Jesus Christus geoffen-
barten Gott. Er ist aber auch nicht ein 
den Christen fremder Gott. Als der unver-
fügbare und deshalb die Unverfügbarkeit 
des Menschen sichernde Gott bleibt er 
ein kostbares Gut, auch für die Christen 
in diesem Land. kü 

Andreas Fincke 

Zwischen Widerstand, Ergebenheit 
und diplomatischem Lavieren 
Sekten und Sondergemeinschaften 
in der DDR (II)* 

Die Evangelisch-Johannische 
Kirche 

Auch die Evangelisch-Johannische Kir-
che hatte in den ersten Jahren nach 1945 
gewaltige Schwierigkeiten bei der Auf-
nahme ihrer Arbeit. So beklagt sich ihre 
Leitung im Februar 1950 bei der Regie-
rung der DDR, daß sie im Verzeichnis 
der anerkannten Religionsgemeinschaf-
ten als „Sekte Offenbarung des Heiligen 
Johannes" geführt wird und das, obwohl 
die Registrierung der Evangelisch-Johan-
nischen Kirche ordnungsgemäß und un-

* Teil Is. MD 8/1994, S.217ff. 

ter richtigem Namen 1946 bzw. 1947 er-
folgt sei . Dieser Beschwerde schließt 
sich ein reger Schriftwechsel zwischen 
dem Innenministerium und der Hauptver-
waltung der Volkspolizei an. In einem 
dieser Schreiben avanciert die Johanni-
sche Kirche gar zur „Offenbarung des hei-
ligen Johannes''51. Das Durcheinander 
führt in Dresden zu erneuten Tätigkeits-
verboten, welche das Berliner Innenmini-
sterium jedoch umgehend aufheben 
läßt52. 
Wie spannungsreich das Verhältnis staat-
licher Stellen gegenüber kleineren Reli-
gionsgemeinschaften wie der Johanni-
schen Kirche damals war, geht aus einem 
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Schreiben der »Hauptabteilung Verbin-
dung zu den Kirchen« vom 20. Septem-
ber 1952 hervor. Verfasser des Schrei-
bens ist der zuständige Hauptabteilungs-
leiter Kurt Grünbaum. Er teilt dem Innen-
ministerium mit, daß seine Dienststelle 
in letzter Zeit wiederholt Klagen der Jo-
hannischen Kirche über polizeiliche 
Übergriffe erhalten habe. Das Innenmini-
sterium scheint diese Eingaben nicht zu 
bearbeiten. Und so sieht sich Grünbaum 
zu grundsätzlichen Klarstellungen genö-
tigt: „Es ist nicht Aufgabe der Regierung 
der Deutschen Demokratischen Repu-
blik, zu der Wahrheit religiöser Lehren 
Stellung zu nehmen und danach ihr Ver-
halten einer Religionsgemeinschaft ge-
genüber auszurichten. Die (DDR) hat 
nach ihrer Verfassung den Grundsatz der 
religiösen Toleranz..." Und weiter: „In 
den Jahren nach 1945 ist klar zutage ge-
treten, daß die Evangelisch-Johannische 
Kirche und ihre Leitung immer das Bestre-
ben gehabt haben, zu den Regierungen 
der Länder und der DDR in keinerlei Ge-
gensatz zu geraten. (...) Eine ablehnende 
Haltung, ähnlich der, die die Zeugen Je-
hovas gegen die Regierung in der Deut-
schen Demokratischen Republik einge-
nommen haben, wurde nicht festgestellt; 
vielmehr ist erwiesen, daß die ... Kirche 
keinerlei Verbindung zu Zeugen Jehovas 
unterhalten hat und daß auch nicht der 
Wille besteht, nach der Auflösung der 
Zeugen Jehovas ein Sammelbecken für 
die Anhänger dieser Sekte zu bilden." Als 
Problemfeld bleibt somit nur noch das 
„Sakrament der geistigen Heilung", in 
welchem Grünbaum - t ro tz anderslauten-
der Befürchtungen - keine Gefahr für die 
Volksgesundheit erkennen kann. Letzt-
lich kommt er zu dem Ergebnis, daß 
„kein Grund dafür besteht, die Evange-
lisch-Johannische Kirche ... anders zu be-
handeln, als andere Religionsgemein-
schaften"53. 

Das sind ungewöhnliche Töne! Es wird 
deutlich, in welcher Spannung die 
»Hauptabteilung Verbindung zu den 
Kirchen« des (Ost-)C DU-Vorsitzenden 
Nuschke zum Innenministerium stand. 
Grünbaum sollte diese Machtkämpfe po-
litisch nicht überleben und wird noch 
Ende 1952 von seinem Posten entbun-
den. Später geht er in das Magdeburger 
Konsistorium. 1954 wird die »Hauptab-
teilung Verbindung zu den Kirchen« aus 
politischen Gründen aufgelöst und durch 
die »Abteilung Kirchen fragen beim ZK 
der SED« ersetzt. 
Wie das religiöse Leben kleinerer Reli-
gionsgemeinschaften an der „Basis" wirk-
lich aussah, das beschreibt die Leitung 
der Evangelisch-Johannischen Kirche in 
einer Eingabe vom 3. September 1952: 
So wurde der Kirchentag vom 24. August 
d.J. in Blankensee mit ca. 1000 Teilneh-
mern, der ordnungsgemäß angemeldet 
und genehmigt war, kurzfristig durch 
massiven Einsatz von Staatssicherheit, Po-
lizei und FDJ-Truppen verhindert54. In 
den nächsten Jahren bauen das Innenmi-
nisterium bzw. das Ministerium für Staats-
sicherheit ihre Macht immer weiter aus. 
Das wird an folgendem Vorgang beson-
ders deutlich: Das in der Johannischen 
Kirche verbreitete „Sakrament der geisti-
gen Heilung" stellt für die herrschende 
Ideologie in der DDR eine besondere 
Herausforderung dar. In den Jahren 1948 
bis 1955 wurden verschiedentlich Heil-
beauftragte der Johannischen Kirche we-
gen Verstoßes gegen die Approbations-
ordnung vom 16. 2.1939 zu Geldstrafen 
verurteilt. Anfang 1955 hatte das Oberste 
Gericht der DDR über die Kassation ei-
nes solchen Urteils zu entscheiden. In ei-
nem Schreiben vom 28. Februar 1955 
teilt das Gericht dem Innenministerium 
seinen Standpunkt mit. Es heißt, daß sich 
der Heilbeauftragte durchaus auf dem Bo-
den der Glaubensgrundsätze seiner Kir-
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che bewegt habe. „Wenn aber eine Betäti-
gung der Evangelisch-Johannischen Kir-
che auf der Grundlage ihrer Glaubens-
grundsätze gestattet ist, (...) kann anderer-
seits in der Tätigkeit der Missionshelfer 
nicht ein Verstoß gegen die Approbations-
verordnung ... erblickt werden." Folglich 
erwartet das Hohe Gericht eine Kassa-
tion des Urteils. Ein solcher Schritt 
könnte jedoch in der Öffentlichkeit den 
Eindruck erwecken, „daß die an mittelal-
terliche Methoden grenzende Tätigkeit 
(der) Heil beauftragten mit den Gesetzen 
der Deutschen Demokratischen Repu-
blik in Einklang (stünden)". Letzteres ruft 
die Sorge wach, die Johannische Kirche 
würde somit letztlich „die Maßnahmen 
unserer Regierung zur Verbesserung der 
ärztlichen Betreuung der Werktätigen ... 
hintertreiben, sei es auch nur bei einem 
verhältnismäßig kleinen Kreis unserer Be-
völkerung"55. Für solche subtilen Überle-
gungen hat man im Innenministerium 
kein Verständnis. Am 21 . April 1955 teilt 
das Innenministerium dem Hohen Ge-
richt schlicht mit, daß „die Tätigkeit der 
sogenannten Heilbeauftragten ... illegal 
(ist)"56. Das Gericht fügt sich dieser Vor-
gabe. 
Als Abschluß dieses Vorgangs schreibt 
das Innenministerium im Dezember an 
sämtliche Polizeidienststellen, daß die 
Tätigkeit der Heilbeauftragten, also z. B. 
auch die Verordnung von Arnika (!), den 
Gerichten unverzüglich anzuzeigen ist57. 
Dennoch scheint sich Mitte der 50er 
Jahre die Situation zu entkrampfen. In ei-
ner internen Aktennotiz des Präsidiums 
der Volkspolizei vom April 1957 über die 
Johannische Kirche heißt es: „Die Mitglie-
der . . . (beziehen) im wesentlichen eine 
positive Haltung zu unserem Staat. Aus 
diesem Grunde wäre es politisch nicht ge-
rechtfertigt, öffentlich gegen die . . . Kir-
che vorzugehen."58 Das sollte jedoch 
nicht darüber hinwegtäuschen, daß die 

Kirche sich weiterhin in einer schwieri-
gen und vor allem rechtlich unklaren Si-
tuation befand. Davon zeugt eine län-
gere Eingabe des »Bevollmächtigten der 
Evangelisch-Johannischen Kirche im 
Räume der DDR«, Richard Kahle, vom 
13. Juli 1959 an Wilhelm Pieck. Er führt 
aus, daß vielfältige Versuche, neue Räum-
lichkeiten für die Arbeit anzumieten oder 
zu kaufen, durch örtliche Behörden im-
mer wieder untergraben werden. Ferner 
wird beklagt, daß das Oberhaupt Frieda 
Müller nach wie vor nicht in die DDR ein-
reisen kann. Dies sei um so bedauerli-
cher, als die Nazis daran schuld seien, 
daß sie jetzt in West-Berlin wohne59. 
Am 7. März 1965 konnte das Kirchen-
oberhaupt - erstmals nach acht Jahren 
Einreisesperre - wieder das Kirchenzen-
trum in Blankensee besuchen. Der Ge-
nehmigung war ein Brief Frieda Müllers 
an Ulbricht vorausgegangen, der in Ost-
Berlin zu einer genauen Abwägung des 
Für und Wider eines positiven Votums ge-
führt hat: So heißt es in einer Stellung-
nahme der »Abteilung Kirchenfragen 
beim ZK der SED«, daß die Einreise mit 
starken Einschränkungen genehmigt wer-
den sollte, da zu erwarten ist, daß die Ge-
meinde ein solches Entgegenkommen 
„richtig" zu würdigen weiß. Bedenken 
bestehen zwar weiterhin, weil das Kir-
chenoberhaupt des „übermäßigen Fana-
tismus" und „turbulenten Verhaltens" ver-
dächtigt wird, letztlich erhofft man sich 
von der Einreiseerlaubnis jedoch ein posi-
tives politisches Echo60. Es ist zu vermu-
ten, daß die Entscheidung auch deshalb 
positiv ausgefallen ist, weil sich die Jo-
hannische Kirche am 13. März 1964 eine 
eigenständige Kirchenleitung in der DDR 
gegeben hatte. 
Ein Stein des Anstoßes besteht für die Ost-
berliner Machthaber immer wieder in 
den intensiven Beziehungen, die viele 
Kirchen und Religionsgemeinschaften 
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über die innerdeutsche Grenze bzw. ins 
westliche Ausland pflegen.. Es bedarf 
kaum weiterer Erläuterungen, daß die un-
terschiedlichen persönlichen und religiö-
sen Kontakte der Abgrenzungspolitik der 
SED zuwiderliefen. Auch hierzu einige 
Details aus der Lebenswirklichkeit der Jo-
hannischen Kirche: Im Februar 1969 mo-
niert das MfS in einem Bericht, daß das 
Kirchenoberhaupt Frieda Müller offenbar 
alle Rentner, die West-Berlin besuchen 
dürfen, aufgefordert hat, die Hauptge-
schäftsstelle in der Teutonenstraße 14 auf-
zusuchen. Das MfS stellt fest, daß „die 
Leitung der Religionsgemeinschaft alles 
unternimmt, damit die Einheit der Reli-
gionsgemeinschaft im gesamtdeutschen 
Raum erhalten bleibt"61. 
Wie sehr man über diese innerdeutschen 
Beziehungen verärgert war, zeigt ein Ar-
beitspapier des MfS vom 1. September 
1969: Hier wird überlegt, ob eine klare 
Trennung der DDR-Kirchenleitung vom 
Kirchenoberhaupt in West-Berlin nicht 
damit erzwungen werden kann, daß sich 
die Zulassung der Tätigkeit auf die Kir-
chenverfassung von 1946 bezogen hatte 
und eine neue Lizenzierung mit Blick auf 
die überarbeitete Verfassung von 1949 
nicht beantragt wurde. In diesem Zusam-
menhang „bestünde die Möglichkeit der 
Forderung nach Änderung der Verfas-
sung im Interesse der DDR, da durch die 
Änderung der Kirchen Verfassung 1949 
praktisch die Grundlage für die 1946 er-
teilte Zulassung nicht mehr gegeben 
ist"62. 
Diese Idee scheint nicht weiter verfolgt 
worden zu sein, obwohl das MfS die Ar-
beit der Kirche als „feindliche Tätigkeit" 
einstuft und resümiert: „Durch die religiö-
sen Auffassungen der Sekte werden de-
ren Mitglieder zum Aberglauben erzo-
gen. Das kommt in der sogenannten Ge-
sundbeterei zum Ausdruck."63 

Die Abgrenzungspolitik dürfte auch ei-

ner der Gründe dafür sein, daß die DDR 
vielfältige Versuche des Kirchenober-
haupts ignoriert hat, seinen Wohnsitz in 
die DDR bzw. nach Blankensee zu verle-
gen. Bemühungen in diese Richtung 
hatte es bereits unmittelbar nach Kriegs-
ende gegeben; auch nach dem Mauer-
bau wurden wiederholt Anträge gestellt. 
Diese waren stets abgelehnt oder igno-
riert worden. In den Akten des MfS befin-
det sich ein Schreiben von Frieda Müller 
in dieser Angelegenheit. Es ist an Ul-
bricht gerichtet und trägt als Datum den 
11.Juni 1970. Angeheftet ist ein hand-
schriftlicher Vermerk des bearbeitenden 
Stasi-Offiziers vom 28. Juli 1970: „Mit 
Genossen ... vom Mdl wurde vereinbart, 
das Schreiben der Müller nicht zu beant-
worten."64 

Rückblickend bedürfen die vielfältigen 
Kontakte der Religionsgemeinschaften 
über die innerdeutsche Grenze hinweg 
einer besonderen Würdigung. Wenn zu 
DDR-Zeiten kirchliche Amtsträger nach 
dem Westen fahren konnten, so wurde 
das oftmals nur als Privileg verstanden. 
Heute wird man jedoch sehen müssen, 
daß die Kirchen damit auch ein wichti-
ges Stück „deutsch-deutscher Normali-
tät" bewahrt haben und dazu beitragen 
konnten, daß es über die Mauer hinweg 
innerdeutsche Gespräche und Begegnun-
gen gegeben hat. Hier haben die kleine-
ren Religionsgemeinschaften einen wich-
tigen Beitrag leisten können. Wie sensi-
bel dieser Bereich war, zeigt folgender 
Vorgang: Die Johannische Kirche stellt 
am 3. Februar 1982 den Antrag, daß 40 
Kinder aus West-Berlin das Kirchenzen-
trum in Blankensee besuchen dürfen. 
Der Antrag wird mit folgender hand-
schriftlicher Notiz genehmigt: „Es ist ge-
währleistet, daß kein deutsch-deutsches 
Treffen stattfindet."65 

Mitte der 70er Jahre konsolidiert sich die 
Beziehung zwischen der Johannischen 
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Kirche und dem Staat. Politik scheint im 
Glaubensleben der Kirche keine beson-
dere Rolle zu spielen; jedenfalls sind den 
Sicherheitsorganen keine beunruhigen-
den Ereignisse bekannt. Ende August 
1972 berichtet ein Agent des MfS über 
den Kirchentag vom 27. August, der von 
ca. 2500 bis 3000 Teilnehmern besucht 
wurde: „Negative Äußerungen gegen Par-
tei und Regierung waren in keiner Art 
und Weise zu verzeichnen."66 

Unter Prediger Lothar Knitter bemüht 
sich die Leitung der Johannischen Kirche 
in der DDR um ein gutes Verhältnis zum 
Staat. Dabei schlägt man jedoch auch ei-
nen Kurs ein, den viele Zeitzeugen nur 
noch als „Anbiederung" an den SED-
Staat empfinden können. In den näch-
sten Jahren läßt die Johannische Kirche 
kaum ein gesellschaftliches oder politi-
sches Ereignis verstreichen, ohne daß 
man sich mit Grußadressen dazu äußert. 
Einige Beispiele: Aus Anlaß des 30. Jah-
restages der DDR schreibt die Johanni-
sche Kirche im Herbst 1979: „Die Glie-
der der Johannischen Kirche werden, wie 
andere Christen unseres Landes, auch 
künftig mit ganzer Kraft am Werk des So-
zialismus mitarbeiten."67 Und fünf Jahre 
später aus vergleichbarem Anlaß: „Der 
35. Jahrestag unseres Staates ist uns da-
her Anlaß, den Vertretern der Staatsor-
gane, der gesellschaftlichen Organisatio-
nen und allen Bürgern, die durch ihren 
Einsatz am Arbeitsplatz und an anderer 
Stelle zu Erhaltung und Sicherung des 
Friedens beigetragen haben, von Herzen 
Dank zu sagen." 
Mitunter sind solche Erklärungen ver-
schlungene Wege gegangen: So befindet 
sich in den MfS-Akten der Entwurf einer 
Erklärung der Johannischen Kirche zum 
8. Mai 1985, dem sog. »Tag der Befrei-
ung«. Dieser Entwurf ist mit handschriftli-
chen Korrekturen versehen, die in die ver-
öffentlichte Fassung der Erklärung Ein-

gang gefunden haben. Man kann also 
fragen, ob diese Erklärung der Johanni-
schen Kirche vom MfS „mitformuliert" 
wurde69. 
Dabei wird man konstatieren müssen, 
daß eine kleine Religionsgemeinschaft 
mit höchstens 5000 Anhängern in einem 
totalitären Staat sehen muß, wie sie über-
leben kann. Deshalb darf man nicht 
leichtfertig über die Politik ihrer Leitung 
in der DDR urteilen. Aber jeder, der in 
der DDR gelebt hat, weiß, daß auch Er-
gebenheitserklärungen ihr Maß haben; 
auch Grußadressen können mit doppel-
tem Boden formuliert worden sein. Lei-
der hat die Johannische Kirche in der 
DDR unter der Leitung von Prediger Lo-
thar Knitter mit ihren Erklärungen in den 
letzten Jahren vor 1989 immer mehr das 
Maß des politisch Verständlichen über-
schritten. So heißt es in einer Erklärung 
zur Wahl vom 8. Juni 1986: „Johanni-
sche Christen fühlen sich von der Feststel-
lung des Wahlaufrufes angesprochen 
und in ihrer Lebenspraxis bestätigt, an 
dem gemeinsamen Werk ... mitzuwir-
ken. Die vom Parteitag beschlossene Di-
rektive zum Fünfjahrplan und die Aussa-
gen des Wahlaufrufes zur weiteren Arbeit 
geben uns den Rahmen des Handelns."70 

Letzteres ist selbst im Kontext der oft-
mals inflationierten DDR-Sprachrege-
lung überzeichnet, weil auch Johanni-
sche Gemeinden sich unmöglich in ihrer 
Lebenswirklichkeit von einem phrasenrei-
chen und wirklichkeitsfernen SED-Wahl-
aufruf bestätigt fühlen konnten. 
Einen Höhepunkt erreichen solche Erklä-
rungen am 31. Mai 1988, als das »Neue 
Deutschland« großflächig auf Seite 2 ein 
Schreiben der Leitung der Johannischen 
Kirche an Honecker sowie eine Erklä-
rung aus Anlaß des 10. Jahrestages des 
6. März 1978, dem Tag der Spitzenbegeg-
nung zwischen Honecker und dem Vor-
stand der Konferenz der Ev. Kirchen lei-

254 MATERIALDIENST DER EZW 9/94 



tungen in der DDR unter Leitung von Bi-
schof Schönherr (s. MD 1978, S. 260fr), 
abdruckt. Bei solchen Erklärungen geht 
es weniger um die getroffenen Aussagen, 
als vielmehr um die psychologische Wir-
kung: In der weitgehend entkirchlichten 
Gesellschaft entstand bei vielen Men-
schen der Eindruck, daß „die von der Kir-
che" sich mit „denen da oben" längst ei-
nig sind, zumal die Differenzierung zwi-
schen Johannischer Kirche und Evangeli-
scher Kirche nicht für jedermann leicht 
nachvollziehbar war. Und auf der Ebene 
von Funktionären und Parteibürokraten 
ließen solche Erklärungen die Frage laut 
werden, wann sich denn endlich die 
„progressiven" und „vernünftigen" evan-
gelischen Christen zu positiven Voten 
zur gesellschaftlichen Entwicklung in der 
DDR durchringen. Solches hat der Verfas-
ser an der Sektion Theologie der Universi-
tät Halle selbst wiederholt erlebt: Hier 
waren Erklärungen der Johannischen Kir-
che wiederholt Anlaß, Studenten und 
Professoren zu Voten über die erfreuliche 
Entwicklung der DDR zu nötigen. 
Aber auch in den Johannischen Gemein-
den stießen die Erklärungen auf Kritik. So 
hat das MfS den Brief eines Gemeinde-
gliedes vom 9. Oktober 1988 an das 
Oberhaupt der Kirche abgefangen, in 
welchem es schlicht heißt: „Die Entwick-
lung der Leitung in der DDR trägt nicht 
mehr den Kirchengeist, den Du und der 
Meister für uns durch viel Leid freige-
kämpft hast. Politisch wird sympathisiert 
nur um gewisse Privilegien in Anspruch 
zu nehmen."71 

Die Kirche Jesu Christi der Heiligen 
der Letzten Tage (Mormonen) 

Mit den Mormonen begegnet uns eine Re-
ligionsgemeinschaft, die, gemessen an 
der Zahl ihrer Mitglieder in der DDR, 
durchaus mit der Johannischen Kirche 

vergleichbar war, deren politische Rolle 
jedoch entscheidend anders zu bewerten 
ist. Das wird an drei Aspekten besonders 
deutlich: 
Erstens sind die Mormonen im Rahmen 
ihrer Religionsausübung an einen Tem-
pel gebunden, den es bis 1985 in der 
DDR bzw. im Ostblock nicht gab. Dieser 
Umstand hat vor 1961 die Abwanderung 
von Mormonen aus der DDR gefördert, 
nach dem Mauerbau die Gemeinschaft 
vor unlösbare Probleme gestellt. 
Zweitens waren die Mormonen-Gemein-
den in der DDR Teil einer weltweit arbei-
tenden Gemeinschaft, die besonders in 
den Vereinigten Staaten beachtlichen po-
litischen und wirtschaftlichen Einfluß be-
sitzt. Gerade dieses Kriterium spielt in 
den Überlegungen der SED immer wie-
der eine entscheidende Rolle. 
Drittens haben die Mormonen in ihrem 
Glaubensbekenntnis die Unterordnung 
des Gläubigen unter die weltliche Obrig-
keit festgeschrieben, ein Umstand, der 
ebenfalls in den Akten der SED bzw. der 
Stasi zustimmend hervorgehoben wird. 
Obwohl sich die Mormonen-Gemeinden 
in der DDR bereits vor dem Mauerbau 
1961 eine eigene Satzung gegeben hat-
ten, blieben die Beziehungen nach West-
Berlin eng. In mehreren Berichten der 
Hauptverwaltung der Deutschen Volks-
polizei heißt es, daß Henry Burkharde 
Missionsvorsteher der Leitung der Mor-
monen in der DDR und später Tempelprä-
sident in Freiberg, trotz gegenteiliger Aus-
sagen, „vollkommen unter dem Einfluß 
der Westberliner Leitung"72 steht. Erst 
1969 wurden die DDR-Gemeinden zu ei-
ner eigenen „Mission" erhoben und so-
mit unmittelbar der Leitung der Kirche in 
den USA unterstellt73. Obwohl dieser 
Vorgang in einer Aktennotiz von der SED 
als das formale Ende der „sogenannten 
gesamtdeutschen Kirche" begrüßt wur-
de, bleibt bei den Machthabern doch 
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eine gewisse Ambivalenz in der Beurtei-
lung zurück. So heißt es weiter: „Die An-
leitung und Kontrolle durch Funktionäre 
der Hauptzentrale der ,Mormonen' in 
den USA birgt die Gefahr in sich, daß der 
amerikanische Einfluß innerhalb der 
,Mormonen' verstärkt wird. Dadurch ver-
größern sich die Möglichkeiten, daß Ver-
suche unternommen werden, die Hor-
monen' im Gebiet der DDR in die Aggres-
sionspolitik des USA-Imperialismus ein-
zubeziehen."74 Die Befürchtungen der 
SED sind nicht ohne Hintergrund. Vieles 
spricht dafür, daß maßgebende Repräsen-
tanten der DDR-Mormonen sich bis in 
die 70er Jahre eine kritische Haltung 
zum SED-Staat erhalten haben. Beispiels-
weise hat sich das MfS in den 70er Jahren 
ausführlich mit dem „Präsidenten" der 
Kirche in der DDR, Henry Burkhardt, be-
schäftigt. Die umfangreichen Observatio-
nen wurden unter dem sinnreichen Deck-
namen OPK (= „Operative Personen Kon-
trolle") „Mormone" zusammengefaßt. 
Eine grundlegende Veränderung hat das 
Verhältnis der Leitung der Mormonen zur 
politischen Führung der DDR Anfang der 
80er Jahre erfahren. So wird ein gewalti-
ges Bauprogramm im Umfang von 24,5 
Millionen DM angeregt, bei dem die Er-
richtung des ersten Mormonentempels in 
einem sozialistischen Land bzw. in 
Deutschland für ca. 5,5 Millionen DM ei-
nen besonderen Höhepunkt darstellt75. 
Als Standort für diesen Tempel wurde 
Freiberg/Sachsen gewählt, obwohl die 
örtlichen Funktionäre Bedenken ange-
meldet hatten. Besonders die Nähe zur 
Freiberger Bergakademie und ihren Stu-
denten bereitete Sorgen. In Ost-Berlin 
wurden solche Bedenken aus zwei Grün-
den zerstreut: Zum einen zwangen die 
immer massiver werdenden wirtschaftli-
chen Probleme die DDR-Regierung, sich 
neue Valuta-Quellen zu erschließen, 
zum anderen war eine behutsame Förde-

rung der Mormonen ein willkommener 
Affront gegen die politisch immer wieder 
quer liegende Evangelische Kirche. Ge-
rade der letztere Aspekt wird in den Ak-
ten des MfS betont. So heißt es beispiels-
weise in einem MfS-Spitzelbericht vom 
28. Oktober 1988 im Blick auf die Annä-
herungen zwischen Staat und Mormo-
nen: Gerade „progressive Pfahlfunktio-
näre" sehen hier „eine Möglichkeit der 
Abgrenzung zur Evangelisch-Lutheri-
schen Kirche"76. 
Auffällig ist, daß trotz der Verankerung 
des Gehorsams gegenüber der weltli-
chen Obrigkeit in den Glaubensgrundsät-
zen die zunehmende Annäherung zwi-
schen der Leitung der Mormonen und 
dem Staat an der Basis der Gemeinden 
mit Zurückhaltung gesehen wird. Als 
Kronzeuge dürfte hier ein Spitzel gelten, 
den die Stasi in die oberste Leitungsetage 
der Mormonen eingeschleust hatte. Er 
wurde als IMB (= Inoffizieller Mitarbeiter 
zur unmittelbaren Bearbeitung) geführt, 
sein Deckname war „Volker Fly". Er ope-
rierte gemäß den vorliegenden Unterla-
gen im sog. „Regionsrat", wurde im März 
1987 getauft und zum aaronischen Prie-
ster geweiht und am 25. Oktober 1987 
zum melchisedekischen Priester ernannt. 
Aus seinen Berichten wird deutlich, daß 
viele Glieder der Mormonen dem DDR-
System kritischer gegenüberstanden, als 
das die offiziellen Verlautbarungen erwar-
ten ließen77. 
Ihren Höhepunkt erreicht die Annähe-
rung zwischen den Mormonen und der 
SED-Regierung am 28. Oktober 1988. 
Damals trafen sich Vertreter der interna-
tionalen Leitung der Kirche sowie Mitglie-
der der Präsidentschaft der DDR mit 
Erich Honecker. Laut »Neues Deutsch-
land« verlief das Gespräch in „herzlicher 
und konstruktiver Atmosphäre". Wie üb-
lich haben die Herausgeber der SED-Zei-
tungen darauf geachtet, daß beim Leser 
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der Eindruck erweckt wird, Honecker 
habe sich schlicht mit Vertretern (irgend-
einer) Kirche getroffen. So heißt die 
Schlagzeile im ND vom 29./30. Oktober 
1988: »Begegnung Erich Honeckers mit 
kirchlichen Repräsentanten«. In einer 
Grußadresse der Mormonen liest man: 
„Wir achten Sie als Repräsentanten unse-
rer Heimat, unseres Staates, mit dem wir 
uns identifizieren, in dem wir leben und 
arbeiten... In der DDR sind alle Bürger 
in ihrem Bekenntnis gleichermaßen ge-
schützt. (...) Heilige der Letzten Tage 
sind niemals ,Aussteiger', sondern positiv 
und optimistisch im Denken und Han-
deln. (...) Die Kirche steht grundsätzlich 
niemandem zur Verfügung, der bei ihr 
eine Plattform oder ein Dach für Opposi-
tion sucht... Die jungen Männer kom-
men deshalb auch ihrer Pflicht zur Wehr-
dienstleistung nach."78 Das dürfte Musik 
in den Ohren des Politbüros gewesen 
sein! Diese Erklärung war ein Schlag ge-
gen viele oppositionelle Gruppen, die 
sich unter dem Dach der Evangelischen 
Kirche um Wehrersatzdienst, Friedensar-
beit und Alternativen zur Einheitsgesell-
schaft bemüht haben. 
Drei Wochen nach diesem Treffen erstellt 
das MfS eine als „streng geheim" einge-
stufte Information zu der Frage, wie in 
den Mormonen-Gemeinden die Begeg-
nung empfunden wird. Hier ist von „um-
fassender Zustimmung" die Rede und da-
von, daß dieses Treffen auch anderen Re-
ligionsgemeinschaften zeige, wie erfreu-
lich das Verhältnis zwischen Staat und 
Kirche gestaltet werden kann, „wenn die 
Kirche ihre Tätigkeit auf ihrem religiösen 
Grundanliegen aufbaue", d. h., wenn die 
Kirche sich politischer Betätigungen ent-
hält! In dem Papier wird jedoch auch re-
gistriert, daß einzelne Mormonen der 
Meinung sind, ihre Kirche sei mit der Er-
klärung der Evangelischen Kirche „in den 
Rücken gefallen". Letztlich wird heraus-

gestellt, daß „in der BRD ein analoges 
Treffen ... mit dem Bundeskanzler... we-
gen (des) ,großkirchlichen' Einflusses" 
nicht möglich wäre79. 
Wie außerhalb der Mormonen-Gemein-
den auf dieses Treffen und auf die heraus-
ragende Berichterstattung in den DDR-
Zeitungen reagiert wurde, hat das MfS 
ebenfalls registriert. So waren Dresdner 
Arbeiter schlicht der Meinung: „Für West-
geld kann man in der DDR eben alles er-
reichen oder bekommen."80 

Eine Begegnung wie die vom Oktober 
1988 war für die DDR-Führung ein politi-
scher Gewinn: Außenpolitisch konnte 
Weltoffenheit und Toleranz vorgespielt 
werden, innenpolitisch wurde demon-
striert, daß man sich mit dem System 
„konstruktiv" arrangieren kann. Daß sol-
che Arrangements ihren Preis haben, ist 
bekannt. Aber auf einen Aspekt sollte 
hier hingewiesen werden. Vieles spricht 
dafür, daß führende Repräsentanten der 
Mormonen über dem „Gipfeltreffen" mit 
Honecker den Blick für die gesellschaftli-
che Wirklichkeit in der DDR zunehmend 
verloren haben. So meinte das Mielke-Mi-
nisterium nach der Begegnung mit Ho-
necker registrieren zu können, daß ein 
Vertreter der Leitung der Mormonen 
seine bisher gezeigte Distanz zur DDR 
nunmehr abschwächt und „in gesell-
schaftspolitischen Fragen aufgeschlosse-
ner in Erscheinung (tritt). Er orientiere da-
bei auf ein konstruktives Zusammenwir-
ken der Leitungsmitglieder seiner Kirche 
mit den zuständigen staatlichen Orga-
nen"81. 
Der politische Widersinn einer solchen 
Politik liegt darin, daß sie zu einem Zeit-
punkt zum Tragen kam, als die DDR auf 
immer wackligeren Füßen stand. Späte-
stens nach Honeckers ergebnislosem Be-
such in Bonn (Herbst 1987) war die Zeit 
für Grußadressen und Ergebenheitserklä-
rungen vorbei. 
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Resümee 

Man wird den Überlebensbemühungen 
kleinerer Religionsgemeinschaften in der 
DDR nicht gerecht, wenn man rückblik-
kend und unter anderen politischen Ver-
hältnissen eine „Chronique scandaleuse" 
ihrer Geschichte schreibt. Alle diese Ge-
meinschaften lebten in einem Staat, der 
das Absterben der Religion zur politi-
schen Prämisse erhoben hatte. So heißt 
es selbst in dem vergleichsweise seriösen 
»Philosophischen Wörterbuch« der 
DDR, daß „in der sozialistischen Gesell-
schaft . . . die Religion objektiv ihre gesell-
schaftlichen Grundlagen verliert"82. 
Insofern kann die Geschichte der Reli-
gionsgemeinschaften in der DDR nur 
eine Geschichte des Überwintems sein. 
Das ist legitim. Deshalb wird man nicht 
vorschnell nach politischem Widerstand 
schielen, wo dieser seinen Ort kaum fin-
den konnte. Das Thema von Gemein-
schaften wie der Johannischen Kirche 
oder der Mormonen ist eben nicht die Bil-
dung kleiner Widerstandszellen gewe-
sen, sondern eine klar umrissene reli-
giöse Botschaft. 
Aber andererseits ist auch die Frage be-
rechtigt, welche befreiende oder ermuti-
gende Kraft von einer Religionsgemein-
schaft ausgeht, damit sich ihre Glieder in 
einem Unrechtssystem als Menschen er-
weisen können, deren Existenz aus tiefe-
ren Quellen gespeist wird als nur aus der 
Angst ums Überleben. Insofern ist die 
Frage nach der politischen Vergangen-
heit eben doch von Bedeutung. Dabei ist 
Zurückhaltung angezeigt. Auch evangeli-
sche Amtsträger wie der Greifswalder Bi-
schof Gienke haben sich zur Unzeit im 
Sommer 1989 mit peinlichen Erklärun-
gen an Honecker gewandt; auch die bei-
den großen Kirchen geraten heute immer 
wieder in den Verdacht, zu sehr laviert 
und sich angepaßt zu haben. Deshalb be-

mühen sich die vorliegenden Zeilen in 
erster Linie um eine Bestandsaufnahme. 
Es ist zu hoffen, daß sich auch die religiö-
sen Sondergemeinschaften einer kriti-
schen Auseinandersetzung mit ihrer Ver-
gangenheit nicht entziehen. Einer Ausein-
andersetzung, die beides sieht: die Auf-
richtigkeit und den Leidensmut vieler 
gläubiger Menschen im totalitären Staat 
und jene Momente, in denen sie dem ge-
waltigen politischen Druck und seiner 
Verführungskraft nicht widerstehen konn-
ten. 
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Klaus 

Als der Arzt Baruch Goldstein am 25. 
Februar dieses Jahres in der Isaak-
Halle der Hebroner Machpela, dem 
Grabe der jüdischen Patriarchen, 
mindestens 29 Muslime beim Gebet 
mit seinem Sturmgewehr tötete, 
wurde der Öffentlichkeit in aller 
Deutlichkeit klar: „Kahane lebt!" So 
heißt auf hebräisch eine der drei 
Nachfolgeorganisationen, die nach 
der Ermordung des Rabbi Meir Ka-
hane im Jahre 1990 entstanden 
sind: »Kahane Chai«. 

Rabbi Meir Kahane (1932-1990) 

Der 1932 in New York geborene Kahane 
hatte 1968 eine »jüdische Verteidigungs-
liga« aus jungen freiwilligen orthodoxen 
Juden gegründet. Sie sollten helfen, die 
jüdischen Wohnviertel in Brooklyn, wo 
eine beachtliche Zahl von orthodoxen Ju-
den ansässig ist, vor Übergriffen seitens 
der Schwarzen schützen. Das historische 
Bündnis zwischen den diskriminierten 
Afro-Amerikanern und den gesellschaft-
lich zurückgesetzten Juden war schon da-
mals in die Brüche gegangen. In letzter 
Zeit ist es immer wieder zu Konflikten 
zwischen Juden, insbesondere Lubawit-

schern, und den Schwarzen gekommen. 
Heute schüren Louis Farrakhan und seine 
»Nation of Islam« („Islamische Nation") 
in aller Öffentlichkeit den Rassismus und 
Antisemitismus. 
Kahane konnte in seine damalige Arbeit 
seine Erfahrungen als ehemaliger FBI-
Agent einbringen. Als Synagogenrabbi-
ner war er jedenfalls ohne großen Erfolg, 
auch wenn auf ihn die Gründung einer 
Talmudhochschule mit dem Namen »Je-
schiva der jüdischen Idee« zurückgeht. 
Er machte aber mehr durch Randale in so-
wjetischen Institutionen in New York zu-
gunsten der Auswanderung sowjetischer 
Juden von sich reden. 1971 wanderte er 
nach Israel ein und begann von Hebron 
aus mit „direkten Aktionen" gegen die 
arabische Bevölkerung. Aus der Rück-
schau, nach dem Hebron-Massaker, er-
klärten jüngst die beiden Mitbegründer 
der »Jüdischen Verteidigungsliga«, Ber-
tran Zweibon und Morton Dolinsky, daß 
aus dem einst vernünftigen Mann in Is-
rael ein gewalttätiger Extremist geworden 
sei, der die Araber als „Hunde" bezeich-
nete (»Jerusalem Report«, 7. 4. 1994, 
S.6). 
In Israel warnte Kahane vor einem zwei-
ten Holocaust, weshalb er die Auswande-
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rung aller Araber aus dem Lande vom 
Mittelmeer bis zum Jordan forderte. Ein 
weiteres Thema war die Mischehe mit 
nichtjüdischen Partnern, die insbeson-
dere bei den Orthodoxen verpönt ist. Die 
von ihm gegründete Partei »Kach« (be-
deutet soviel wie: „So ist es [nimm es hin 
oder laß es bleiben]") konnte bei den 
Wahlen von 1977 nur 4000 Stimmen auf 
sich ziehen. 1984 jedoch zog Rabbi Ka-
hane in die Knesset, Israels Parlament, 
ein. Das Symbol seiner Partei, die erho-
bene Faust auf dem Hintergrund des Da-
vidsterns, war zugleich Programm, das 
sich in der Einschüchterung und körperli-
chen Bedrohung der Bewohner israe-
lisch-arabischer sowie palästinensischer 
Dörfer niederschlug. Die Haßtiraden ge-
gen alles, was arabisch ist, führte aber 
schon bald zu einer Ächtung der 
»Kach«-Bewegung als rassistisch. Unter 
anderem hatte Kahane Gefängnisstrafen 
für das Eingehen von sexuellen Beziehun-
gen zwischen Juden und Arabern gefor-
dert. Das erinnert fatal an die Nürnberger 
Rassengesetze im Nazi-Deutschland. Im 
Jahre 1985 schloß die Knesset die 
»Kach«-Partei wegen ihres Rassismus 
von weiteren Wahlen aus. Der Oberrab-
binatsrat faßte dann 1986 die Resolution, 
daß die Anschauungen des Rabbi Ka-
hane nicht annehmbar seien. 
»Kach« blieb also von den Wahlen 1988 
ausgeschlossen, verbreitete aber als au-
ßerparlamentarische Organisation ihre 
Botschaft weiter - mit der Forderung 
nach einem Plebiszit, um »Kach« mit 
Meir Kahane an der Spitze als aner-
kannte Partei zu legitimieren. Dazu ge-
hörten provozierende Märsche Kahanes 
und seiner Anhänger durch das arabi-
sche Ost-Jerusalem. Dabei wurde die Ver-
treibung der Araber gefordert, begleitet 
von Rufen wie „Tod den Arabern!" 
Am 5. November 1990 wurde Kahane in 
New York ermordet, von dem aus Ägyp-

ten stammenden El-Sayyid A. Nosair. Die-
ser kam aus dem islamistischen Milieu 
des ägyptischen Scheichs Omar Abdel-
Rahman, der - obgleich blind - zu den 
einflußreichsten Islamisten unserer Zeit 
zählt und auch im Zusammenhang mit 
dem Bombenanschlag auf das New Yor-
ker »World Trade Center« von 1993 ange-
führt wurde. Während einzelne Palästi-
nenser-Gruppen die Ermordung Kahanes 
begrüßt hatten, wurde diese von der israe-
lisch-arabischen Gemeinschaft verurteilt. 
Dennoch richtete sich gegen letztere die 
Wut der Kachniks (»Kach«-Anhänger), 
welche zur Rache aufriefen, was dann zu 
blutigen Übergriffen auf Araber führte. 
Die Beerdigung Kahanes selbst, der auf 
dem Givat Shaul-Friedhof in Jerusalem 
ruht - wo auch der ehrenvolle Theodor 
Herzl seine Grabstätte hat, gestaltete sich 
zu keinem Ruhmesblatt für die Regierung 
von Yitzhak Shamir. Offensichtlich aus 
politischen Gründen nahmen auch ei-
nige Minister an dem 15000 Menschen 
zählenden Trauerzug für Meir Kahane 
teil. Einige Jeschivot (= Talmudhochschu-
len) hatten ihren Unterricht abgesagt, um 
ihren Studenten Gelegenheit zur Teil-
nahme an der Bestattung zu geben. 
Selbst der damalige sephardische Ober-
rabbiner Mordechai Eliahu (vgl. MD 
1993, S. 147; 149) nahm an der Beerdi-
gung teil und pries des ermordeten Politi-
kers „Großmut und Freundlichkeit" (»Je-
rusalem Post«, 17. 11. 1991, S. 4). 

Kahanes Erben 

Was wurde aus der »Kach«-Bewegung 
nach dem Tode ihres Begründers? Sein 
jüngerer Bruder Rabbi Nach man Kahana 
[= Kahane] lehnte es ab, die Führungs-
rolle in der Bewegung zu übernehmen, 
da er gegen »Kach« sei: „Das Problem 
sind nicht die Araber, das Problem sind 
wir." (»Jerusalem Post«, 28. 12. 1991, 
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S. 13) Die Bewegung trat nach einiger 
Zeit in Gestalt von drei Organisationen 
auf: »Kach«, »Kahane Chai« (s. o.) und 
»Tempelberg-Jeschiva «. 
Die Führung von »Kach« selbst ruht ge-
genwärtig in den Händen von Baruch 
Marzel und seinem Sprecher Noam Fe-
derman, beide ausgewiesene Araberhas-
ser, die in der kleinen jüdischen Enklave 
inmitten der »Hamas«-Hochburg He-
bron leben. Moshe Kohn, der in seiner 
Kolumne in der »Jerusalem Post« gewiß 
nicht dem Geist liberaler Gesinnung ver-
fallen ist, verurteilte jüngst aufs schärfste 
die „Baruch-Merzel [= Marzel]-Gang 
und ihresgleichen", die sich nicht 
schämt, Freude über die Ermordung von 
Arabern zu äußern (»Jerusalem Post«, 13. 
3. 1994, S. 13). Als im Anschluß an das 
Hebron-Massaker »Kach« und »Kahane 
Chai« am 13. 3. 1994 verboten und Haft-
befehle gegen einige führende Repräsen-
tanten erlassen wurden, konnte Marzel 
sich immerhin vier Wochen lang vor 
dem Zugriff der Polizei verstecken. 
»Kahane Chai« hatte sich auf Initiative 
von Rabbi Benyamin Kahane, einem 
Sohn von Meir Kahane, von »Kach« abge-
spaltet. Er hält sich für den rechtmäßigen 
Nachfolger seines ermordeten Vaters. 
Seine Organisation hat ihren Sitz in der 
kleinen jüdischen Siedlung Kfar Tapuah, 
welche südlich des arabischen Nablus in 
Samaria liegt. Er leitet dort die noch von 
seinem Vater gegründete »Jeschiva des 
Rav Meir« (gemeint ist Rabbi Meir Ka-
hane). 
»Kach« und »Kahane Chai« wurden 
auch 1992 von den Knesset-Wahlen aus-
geschlossen. Nach dem Urteil des Ober-
sten Gerichtshofes leugnen beide den de-
mokratischen Charakter des Staates Israel 
und sind als rassistisch einzustufen. Das 
Gericht zitierte ein Pamphlet, das zu „ei-
nem wahren jüdischen Staat ohne Ara-
ber" aufruft (»Jerusalem Post«, 20. 6. 

1992, S. 3). Nach dem gesetzlichen Ver-
bot beider Organisationen rief »Kahane 
Chai International« dazu auf, daß alle 
Israelis einen gelben Davidsstern tragen 
sollten. Von Baruch Goldstein wird be-
richtet, daß er anläßlich des Besuches 
des israelischen Staatspräsidenten Ezer 
Weizman in Kiryat Arba einen solchen 
gelben Stern - dieser erinnert bekannt-
lich an die Nazi-Verfolgung - getragen 
habe. „Er sah", so schreibt Arye Stav in 
der »Jewish Press«, „Rabin beim Hände-
schütteln mit dem Henker seiner Nation 
und jüdische MKs [= Mitglieder der Knes-
set] sich einwickeln in eine PLO-Flagge" 
(25. 3. 1994, S.2). 
Die »Tempelberg-Jeschiva« in Jerusalem 
wird von Baruch Ben-Yosef geleitet. 
Diese Einrichtung widmet sich der Wie-
dererrichtung des Tempels auf dem Tem-
pelberg, auf dem bekanntlich muslimi-
scher Felsendom und Al-Aqsa-Moschee 
stehen. Die Talmudhochschule kam 
Ende letzten Jahres ins Gerede, weil man 
in ihren Räumen Radioscanner, Zünd-
schnüre für Bomben, Zündkörper u.a.m. 
fand. 

Der Kahanismus 

Allen drei Organisationen gemeinsam ist 
die Ideologie des Kahanismus, der mit Be-
ginn der Intifada im Jahre 1987 Sympathi-
santen hinzugewinnen konnte. Die jüdi-
schen und nichtjüdischen Opfer arabi-
scher Gewalt förderten ebenfalls den Ra-
dikalismus auf Seiten der Kachniks. Dem 
Kampfruf „Tod den Arabern!" entspricht 
auf arabischer Seite der haßerfüllte Ruf 
„Schlachtet die Juden!" Auch christliche 
Besucher der Machpela-Höhle wissen da-
von zu berichten. Der Kahanismus ist 
also ein Phänomen der Gewalt in einem 
von Gewalt geprägten Milieu, in dem reli-
giöse Anschauungen schnell in kollek-
tive Gewaltaktionen umschlagen. Vor al-
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lern ist der Kahanismus auch ein Phäno-
men, das seine Heimat außerhalb der 
„Grünen Linie", also außerhalb der Gren-
zen Israels von 1967 gefunden hat. 
In einem ausführlichen Artikel über „Ka-
hanes mörderisches Erbe" hat sich Yossi 
Klein Halevi im »Jerusalem Report« vom 
24. 3. 1994 kritisch damit beschäftigt, 
wie der Gedanke der Rache zu einem in-
tegralen Bestandteil jüdischen Denkens 
werden konnte. »Kach« als einer aus-
schließlich orthodoxen Bewegung ist es 
nach Ansicht des Autors gelungen, die 
Glorifizierung von Macht und Rache zu 
einer Theologie zu verbinden. Gott mani-
festiert sich auf Erden durch sein Volk: 
„Wenn die Juden stark sind, wird Gottes 
Herrlichkeit offenbart; wenn sie gedemü-
tigt werden, wird Er besudelt." Zentrale 
Mission des jüdischen Volkes ist daher 
die Heiligung Gottes, der Kiddusch 
ha-Schem, d. h. Heiligung seines Na-
mens. Aber nach Ansicht der Kahanisten 
besteht diese nicht - wie üblicherweise 
verstanden - in der Annahme des Märty-
rertums, sondern gerade in ihrem Gegen-
teil: in der Zurückweisung des Martyri-
ums durch die Juden und in dem Töten ih-
rer Feinde. 
Der Begriff Kiddusch ha-Schem hat ur-
sprünglich mit dem Tempel und seinem 
Ritual zu tun. Es geht dabei um das rich-
tige, der Heiligkeit Gottes angemessene 
Verhalten im Tempel, im Umgang mit 
den Opfergaben, insbesondere aber um 
Vorschriften hinsichtlich der Priester-
schaft (vgl. 3. Mose 21-22). Wer anstatt 
der gebotenen Heiligkeit von Dingen 
oder Handlungen hier nur Alltägliches 
sieht und entsprechend sich verhält, der 
begeht Chillul ha-Schem, d. h. Profanie-
rung des Namens Gottes. 
Ein erster Bedeutungswandel dieses Ge-
dankenkomplexes kam durch die Prophe-
ten, die den Begriff moralisch interpretier-
ten: als Unmenschlichkeit gegenüber 

Sklaven Ger. 34,16) oder als Unterdrük-
kung und sexuelle Unmoral (Arnos 2,7). 
In Ez. 20,9; 14 kann Gott sich sogar 
selbst der Profanation seines Namens 
schuldig machen, wenn er nicht in ei-
nem ausreichenden Maße in der Welt 
Präsenz annimmt. In talmudischer Zeit 
meinte Kiddusch ha-Schem die reine mo-
ralische Entscheidung, ohne Hintergedan-
ken an Lohn oder Strafe, aus ausschließli-
cher Liebe zu Gott. Nur wo es um Aposta-
sie (Glaubensabfall) geht oder wenn je-
mand unter dem Zwang steht, einen an-
deren zu töten oder einen Inzest bzw. ei-
nen Ehebruch zu begehen, ist nach dem 
Babylonischen Talmud, Traktat Sanhe-
drin („Gerichtshof") 74 a, das Märtyrer-
tum angemessen. Erst nach den Kreuzzü-
gen wurde dieses in einigen Gemeinden 
zum Ideal verklärt. Dagegen setzte sich 
während der Nazi-Verfolgung die Über-
zeugung durch, daß der wahre Kiddusch 
ha-Schem in der Bewahrung jüdischen 
Lebens bestünde (vgl. Hyam Maccoby 
in: »Contemporary Jewish Religious 
Thought«, hrsg. von A. A. Cohen und 
P. Mendes-Flohr, New York 1988, 
S. 849-854). 
Für den Kahanismus war vor einer Gene-
ration Nazi-Deutschland die Wiederge-
burt Amaleks, jenes Erbfeindes Israels, 
der die Israeliten in der Wüste angriff und 
dessen Vernichtung Gott diesen befohlen 
hatte (vgl. 2. Mose 17,8-16). In der Ge-
genwart sind die Araber die Verkörpe-
rung Amaleks, die Gott nach dem Sechs-
Tage-Krieg in die Hand seines Volkes ge-
geben hat. Deshalb ist jeder Landver-
zicht ein Chillul ha-Schem, eine ernste 
Profanierung des Namens Gottes! Es 
wäre, wie Klein Halevi schreibt, „ein 
Rückschlag im messianischen Prozeß", 
„eine Umkehr des göttlichen Planes hin-
sichtlich des Triumphes der Juden über 
Amalek" (S. 16). 
Aus diesem Hintergrund versteht man 
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auch, warum Meir Kahane 1971 seinen 
zentralen Stützpunkt in Hebron errich-
tete und seine Anhänger Wohnsitz neh-
men ließ in der angrenzenden, um 1972 
gegründeten Stadt Kiryat Arba. Mit dieser 
Gründung hatten die Siedler wieder an 
die Geschichte des israelitischen Kiryat 
Arba/Hebron aus Jos. 14,15 angeknüpft, 
welches zeitweilig auch als Hauptstadt 
König Davids gedient hatte (2. Sam. 
2,1-5,5). 
Kiryat Arba mit seinen 6000 Einwohnern 
mag hier auch als Beispiel dafür ange-
führt werden, wie unzutreffend es eigent-
lich ist, wenn man leichthin von „jüdi-
schen Siedlungen" in der Westbank 
spricht, als ob es sich um provisorische 
Ansiedlungen handeln würde. Denn in 
Wirklichkeit geht es dabei auch um 
kleine oder größere Städte wie beispiels-
weise Ma'ale Adummim (östlich von Jeru-
salem), welche eine Einwohnerzahl von 
rund 15000 hat. Es sind prosperierende 
Kommunen mit der Infrastruktur moder-
ner Städte. Dies wissen die Kachniks, 
dies weiß auch die Regierung in Jerusa-
lem, die mit Sicherheit keine Pläne zur 
Evakuierung solcher Städte entwickeln 
kann. Der Friedensprozeß zwischen Ju-
den und Palästinensern wird folglich ein 
langer Weg mit vielen, vielen Kompro-
missen sein - mit einem unerhörten Mut 
zu unkonventionellen Territorial lösun-
gen. Dazu wird vermutlich auch die wei-
tere Existenz von jüdischen Kommunen 
auf palästinensischem Boden gehören -
so wie es arabische Dörfer und Städte im 
israelischen Staat gibt. 
Bei Kiryat Arba bzw. Hebron kommt er-
schwerend hinzu, daß sich hier die zweit-
heiligste Stätte des Judentums - gleich 
nach der Westmauer des Tempelberges 
in Jerusalem - befindet: das Erzvätergrab 
in der Höhle von Machpela (vgl. 1. Mose 
23). Hier liegen der Tradition nach Abra-
ham und Sara begraben, Jakob und Lea 

sowie Isaak und Rebekka. Seit der Zeit 
des Mamluken-Sultans Baibars (1260 bis 
1270) durften Christen und Juden die 
Grabeshöhle nicht mehr betreten; Juden 
durften nur bis zur 7. Stufe der äußeren 
Treppe steigen. Aus den jüdischen Patriar-
chen waren muslimische Vorväter gewor-
den, deren Zugehörigkeit zum Islam 
auch mit blutigen Mitteln verteidigt 
wurde. 1929 und 1936 kam es daher zu 
blutigen Pogromen an den jüdischen 
Siedlern. Der oberste Militärrabbiner und 
spätere Oberrabbiner Israels, Shlomo Go-
ren, brachte 1967 eine Torarolle in die 
Moschee Charam ha-Chalil, in das „Hei-
ligtum des Freundes" („Freund" ist ein is-
lamischer Beiname für Abraham/Ibra-
him), welches auf diese Weise auch zu ei-
ner Synagoge wurde. Die israelische Mili-
tärverwaltung übernahm die Aufsicht 
und wies den beiden Religionsgemein-
schaften gesonderte Bezirke im Heilig-
tum zu, wo sie ihre Gebete verrichten 
können. Kahane und Anhänger haben in 
dieser eingeschränkten Verfügbarkeit 
über die Machpela eine Selbsterniedri-
gung gesehen. 
Auch für viele Muslime, insbesondere für 
jene der »Hamas«-Bewegung, ist der Ge-
danke unerträglich, ihr Heiligtum mit Ju-
den teilen zu müssen. Deshalb kam es im-
mer wieder nach 1967 zu Zwischenfäl-
len. In den Tagen vor Purim dieses Jahres 
konnten die Bewohner von Kiryat Arba 
aus den Moscheen Hebrons den bekann-
ten Slogan hören, mit dem der arabische 
Mob 1929 alle Juden der Stadt massa-
kriert hatte: „Idbah al-jahud!", „Schlach-
tet die Juden!" Als Baruch Goldstein -
»Kachs« einziger Repräsentant im Stadt-
rat von Kiryat Arba - am Purimabend das 
Patriarchengrab aufsuchte, um die Le-
sung aus der Estherrolle zu hören, er-
scholl nach Zeugenaussagen dieser Ruf 
auch im Heiligtum. Offensichtlich ent-
stand an diesem Abend sein Plan zu dem 
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Massaker an den Muslimen am nächsten 
Morgen, dem 25. Februar. 
Die Estherrolle bzw. das Buch Esther des 
Alten Testaments erinnert alljährlich an 
den Judenhasser Haman, den Großwesir 
des Perserkönigs Ahasveros (Xerxes?), 
der alle Juden vernichten wollte, dann 
aber selbst am Galgen endete. Die Jüdin 
Esther, Gattin des Perserkönigs, konnte 
durch ihren persönlichen Einsatz den 
Mordplan Hamans erfolgreich vereiteln. 
Für Baruch Ben-Yosef von der »Tempel-
berg-Jeschiva« ist Purim daher ein Fest 
der Vergeltung an Amalek, gilt doch Ha-
man nach Est. 3,1 als Nachkomme von 
Agag, dem König der Amalekiter (vgl. 
I.Sam. 15,32). Aus diesem Grunde ha-
ben die Kachniks keine Schwierigkeiten, 
in der Tat des Arztes Goldstein - der die 
Behandlung von arabischen Verwunde-
ten im Südlibanon abgelehnt hatte - ei-
nen Akt der Abwehr von Chillul 
ha-Schem zu sehen, d. h. eine Handlung 
gegen die Profanierung von Gottes Na-
men. Aus ihrer Sicht, so schreibt Klein 
Halevi, tötete Goldstein „keine unschul-
digen Menschen beim Gebet, sondern 
Haman und Hitler und Arafat, indem er 
Gottes Namen heiligte, als er Rache 
nahm an Amalek" (S. 17). 
Für die Kachniks ist Goldstein nicht der 
einzige und letzte Eiferer, der in dem von 
Konflikten und Gewalt geprägten Milieu 
von Hebron und Kiryat Arba zur Waffe 
greifen wird. Von den 6000 Bewohnern 
der jüdischen Stadt nahmen über eintau-
send an seiner Beerdigung teil. Der städti-
sche Oberrabbiner Dov Lior - einst Kan-
didat für den Obersten Rabbinatsgerichts-
hof und Befürworter von medizinischen 
Experimenten an gefangenen arabischen 
Terroristen - hielt eine Lobeshymne auf 
Goldstein. Dieser, getrieben von der Ver-
zweiflung über die Untätigkeit der israeli-
schen Regierung gegenüber dem arabi-
schen Terror, sei ein heiliger Mann gewe-

sen, der die höchsten jüdischen Werte 
verkörpert habe. Beigesetzt wurde Gold-
stein in einem Park neben dem Meir Ka-
hane-Platz, wo sich ein Ehrenmal befin-
det: „Im Gedächtnis an Rabbi Meir Ka-
hane, einem Freund Israels, einem Rie-
sen [in Fragen] der Tora, heldenhaft in Ta-
ten, ermordet bei der Heiligung des göttli-
chen Namens". 
Der aschkenasische Oberrabbiner Yis-
rael Lau sowie der sephardische Oberrab-
biner Eliahu Bakshi-Doron (zu beiden 
vgl. MD 1993, S. 146ff) haben das Massa-
ker verurteilt. Bakshi-Doron hatte vorge-
schlagen, Goldstein außerhalb der Mau-
ern eines jüdischen Friedhofs zu beerdi-
gen. Das ist dann faktisch auch in Kiryat 
Arba geschehen. 

Die messianischen Aktivisten 

Zweifellos am schärfsten hat Israels Pre-
mierminister Yitzhak Rabin das Hebron-
Massaker verurteilt, indem er es als „die 
stinkende, verrottete Frucht" des Messia-
nismus der radikalen religiösen Siedler 
bezeichnete (»Jerusalem Post«, 24. 3. 
1994, S. 2). Ähnlich deutliche Worte 
hätte man allerdings auch von Arafat 
nach den arabischen Terrorakten in Afula 
und Hadera im April dieses Jahres gerne 
gehört! 
Der Ausspruch Rabins bezieht sich auf 
die seit Gründung Israels von den ortho-
doxen Zionisten vorgenommene reli-
giöse Interpretation des Staates Israel als 
Beginn der Erlösung. In diesem Zusam-
menhang wird häufig auf ein Gebet für 
das Wohlergehen des Staates Israel hinge-
wiesen, das in manchen Gemeinden am 
Sabbatmorgen nach der Toravorlesung 
gesprochen wird. Dort heißt es: „Unser 
Vater in den Himmeln, Fels Israels und 
sein Erlöser! Segne den Staat Israel, das 
erste Aufblühen unserer Befreiung..." 
Letzteres meint die Erlösung, die jedoch 
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mit dem Kommen des Messias verbun-
den bleibt. Daher fährt das Gebet fort: 
„Und sende uns schnell den Sohn Da-
vids, den Messias deiner Gerechtigkeit". 
Der Eindruck des glänzenden Sieges Isra-
els im Sechs-Tage-Krieg von 1967, der ge-
wonnene Jom-Kippur-Krieg von 1973 so-
wie die Ära Begin von 1977-1983 führ-
ten, insbesondere in aschkenasischen 
Kreisen, zur Entstehung eines messiani-
schen Nationalismus. Als dessen Träger 
trat die orthodoxe Siedlungsbewegung 
»Gusch Emunim« hervor („Block der Ge-
treuen"; s. ausführlich MD 1990, S. 79f). 
Nach den Wahlen von 1992 haben sich 
diese Aktivisten in »Emunim« umbe-
nannt. Die bislang über die »National-Re-
ligiöse Partei« erfahrene Unterstützung 
durch regierungsamtliche Stellen ist ent-
fallen, nachdem diese Partei wegen ihrer 
Ablehnung jeglicher territorialer Kompro-
misse gegenüber der PLO in die Opposi-
tion hatte gehen müssen (vgl. MD 1993, 
S. 146). 
Zwischen »Emunim« und Kachniks beste-
hen jedoch nach Klein Halevi gewisse 
Übereinstimmungen. Beide teilen die 
Überzeugung, daß das Israel-PLO-Ab-
kommen über die Selbstverwaltung von 
Jericho und Gaza einem Chillul 
ha-Schem gleichkommt, weil es die 
Macht Israels über die besetzten Gebiete 
schmälert und Arabern die Möglichkeit 
zu hämischer Freude gibt. Die nationali-
stische Interpretation der Heiligung des 
Namens Gottes, Kiddusch ha-Schem, for-
dert zu einem Handeln auf gegen jede 
Form von Konzession, die geeignet wäre, 
Israel zu schwächen. 
Und eben dies war offensichtlich auch 
ein Motiv der Bluttat von Baruch Gold-
stein. In seiner Tasche fand man einen 
Text, in dem er Gott um Vergebung für 
seine Sünden bittet und Bezug auf zwei 
Gebete nimmt: »Schma Jisrael« und 
»Adon olam«. Das erste ist das berühmte 

jüdische Glaubensbekenntnis, mit dem 
schon viele jüdische Märtyrer auf den Lip-
pen gestorben sind: „Höre Israel, der 
Ewige, unser Gott, der Ewige ist einzig!". 
Das zweite Gebet ist eines der schönsten 
Stücke des Gebetbuches, von tiefem reli-
giösen Gehalt: „Der Herr der Welt, er hat 
regiert, eh' ein Gebild geschaffen war ... 
Er ist mein Panier und Zuflucht m i r . . . In 
seine Hand empfehle ich meinen Geist 
.. . und mit meinem Geist auch meinen 
Leib, Gott ist mit mir, ich fürchte mich 
nicht". Dieses Gebet, das nur am Ein-
gang des Sabbats und des Versöhnungsta-
ges gesprochen wird, ist auch Bestandteil 
des häuslichen Nachtgebetes. Goldstein 
hat sich ganz offensichtlich als Märtyrer 
verstanden - gegen die Profanierung des 
Namens Gottes. 
Es kann daher nicht verwundern, wenn 
manche orthodoxe Siedler, die zwar 
keine Beziehung zum Kahanismus ha-
ben, dennoch in Goldstein einen from-
men Juden sehen, den sie nicht verdam-
men wollen. So kam auch der berühmte 
Kabbai ist (Mystiker) Rabbi Yitzhak Gins-
burgh zu seiner Beerdigung. Er ist Ober-
haupt der zu Josephs Gedächtnis 1990 er-
richteten Jeschiva am Grabe des Patriar-
chen und jüngeren Rachelsohnes (vgl. 
1. Mose 30,24) in Sichern, nahe der rein 
arabischen Stadt Nablus. Auch das Jo-
sephsgrab ist eine Juden und Muslimen 
gleichermaßen heilige Stätte. Als seine 
Studenten vor Jahren in einem arabi-
schen Dorf in der Westbank randalierten, 
erklärte er, daß nichtjüdisches Blut weni-
ger wert sei als jüdisches. Jeder, der auch 
nur über geringe Kenntnisse des Talmuds 
verfügt, weiß, daß das schlichtweg Un-
fug ist! Seit dem großen babylonischen 
Gelehrten Rava (gestorben 352) gilt im Ju-
dentum der Grundsatz, daß auch nicht 
unter Zwang ein anderer getötet werden 
darf, weil das eigene Blut nicht röter ist 
als das Blut des anderen Menschen (Trak-
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tat Pesachim [„Passaopfer"] 26b). Gins-
burgh ist aber neben dem gelehrten Adin 
Steinsaltz, der in den letzten Jahren mit 
seiner englischen Übersetzung des Baby-
lonischen Talmuds internationales Anse-
hen gewonnen hat, die führende Gestalt 
der einflußreichen Lubawitscher, auch 
»Chabad« genannt (vgl. MD 1990, 
S. 77f), in Israel. In Kfar Chabad, ihrem 
Dorf in der Nähe von Tel Aviv, kam es 
nach dem Hebron-Massaker zu einem 
Eklat, als eine Schulklasse nach einem Be-
such der Gemeinschaft berichtete, daß 
daselbst die Bluttat vor den Schülern ge-
lobt worden sei. 
»Chabad« zählt zu den führenden Geg-
nern territorialer Zugeständnisse an die 
Palästinenser. Gemeinsam mit den »Emu-
nim«-Siedlern schwingen sie ihre gelb-
schwarzen Banner mit der Aufschrift 
„Das Land Israel ist in Gefahr". 
Die Lubawitscher stehen in der „messia-
nischen Front" an vorderster Linie! Wäh-
rend ihr Führer, der am 12. Juni im Alter 
von 92 Jahren verstorbene Rebbe Mena-
chem Mendel Schneerson - er hat die Be-
wegung zu einem erfolgreichen Unter-
nehmen gemacht - nach seinem zweiten 
Schlaganfall in einem New Yorker Kran-
kenhaus lag und künstlich beatmet wer-
den mußte, hielten die Chabadniks in der 
Woche vor Pessach einen großen Gebets-
gottesdienst ab. In einer Zwei-Tage-Pro-
zession war man mit „Mizwa Tanks" 
(Transportwagen, von denen sie ihre Bot-
schaft verkünden, daß jeder die Mizvot 
oder religionsgesetzlichen Verpflichtun-
gen zu erfüllen habe) von dem nordisrae-
lischen Badeort Nahariya an die West-
mauer des Tempelberges gezogen. Wäh-
renddessen trafen Tausende in Brooklyn 
ein, um für den Rebben zu beten. Seine 
Erkrankung verstanden viele als die 
„Dunkelheit vor der Morgenröte" der 
kommenden Erlösung. Durchaus typisch 
ist die Aussage: „Der Rebbe hat gesagt, 

daß der Moschiach [= Messias] recht 
bald kommt. Besonders jetzt fühle ich, ist 
es sehr wohl möglich, daß er jederzeit 
kommen kann. Man kann sagen, er ist 
sehr nahe." (»Jerusalem Post«, 25. 3. 
1994, S. B 1) In Israel begegnete man in 
jenen Tagen sehr häufig dem Konterfei 
des Rebben, der von Litfaßsäulen, Plakat-
flächen oder Wänden in großen Restau-
rants herabblickte, eingerahmt von he-
bräischen Texten wie: „Es lebe der Kö-
nig" oder „Gesegnet, der kommt - der Kö-
nig des Messias". 
Auch wenn der 97jährige Eliezer Schach 
aus seiner orthodoxen Hochburg in Bene 
Beraq (an der Stadtgrenze von Tel Aviv 
gelegen) als Oberhaupt der ultraorthodo-
xen „litauischen" Jeschiva-Fraktion den 
Rebben als falschen Messias bezeichnet 
hat, so sind dennoch viele unter den Or-
thodoxen überzeugt, daß man sich in ei-
nem messianischen Prozeß befindet. Die 
Araber als endzeitliche Verkörperung 
Amaleks stehen dem Kommen des 
Messias entgegen. Und die Politik der Re-
gierung Rabin mit ihren Landkonzessio-
nen an die PLO droht den Prozeß der Er-
lösung in sein Gegenteil zu verkehren. 

Rabbiner gegen den Frieden 

Der Kampf der zionistischen Rechten ge-
gen die Regierung Rabin hat sich in den 
letzten Monaten zugespitzt. Man bedient 
sich dabei eines alten Instruments, dem 
Psak Halacha, worunter eine halachi-
sche Entscheidung zu verstehen ist, also 
ein rechtlich verbindlicher Religionsent-
scheid - ähnlich dem Fatwa der muslimi-
schen Rechtsgelehrten. Schon 1981 hatte 
der damals amtierende aschkenasische 
Oberrabbiner Shlomo Goren (s.o.) eine 
halachische Entscheidung dahingehend 
erlassen, wonach es verboten sei, irgend-
einen Teil von Israel fremder Herrschaft 
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zu überlassen. Goren hat schon immer 
durch spektakuläre Handlungen von sich 
reden gemacht. Als Armeerabbiner hatte 
er während des Sinaifeldzuges von 1956 
auf dem Sinai und dann 1967 nach der Er-
oberung des Tempelberges den Schofar 
(= Widderhorn) geblasen und das jeweils 
eroberte Land in Besitz genommen. Das 
Bild des obersten Armee-Geistlichen mit 
Schofar und Torarolle vor der Westmauer 
des Tempelberges ging damals um die 
Welt. Von dem Hineintragen einer Tora-
rolle in den Charam al-Chalil war oben 
schon die Rede. Im Jahre 1989 bekräf-
tigte der rabbinische Rat der »National-
Religiösen Partei« mit seiner halachi-
schen Entscheidung Israels Recht auf 
Großisrael (vgl. MD 1993, S. 150). Ende 
1993 erließ dann Goren wiederum einen 
Psak Halacha, der die Soldaten zum mili-
tärischen Ungehorsam auffordert, sollte 
an sie der Befehl zur Umsiedlung von 
Siedlern aus den besetzten Gebieten er-
gehen. 
In diesem Jahr folgten die drei führenden 
Rabbiner der »National-Religiösen Par-
tei« - der ehemalige aschkenasische 
Oberrabbiner Avraham Shapira (vgl. MD 
1993, S. 146) sowie die Rabbiner Shaul 
Yisraeli und Moshe Zvi Neria - nach, 
indem sie im März an die Entscheidung 
Gorens anknüpften und den Rechtssatz 
verkündeten, wonach es israelischen Sol-
daten verboten ist, jüdische Siedler 
zwangsweise aus ihren Siedlungen zu 
vertreiben. Ein solcher Befehl wäre ille-
gal und unmoralisch. 
In dieser Situation wollte Rabbi Ovadia 
Yosef, der ehemalige sephardische Ober-
rabbiner Israels und geistliche Führer der 
»Shas«-Partei (vgl. MD 1993, S. 149f), 
über den derzeit amtierenden sephardi-
schen Oberrabbiner Eliahu Bakshi-Do-
ron durch einen eigenen Psak Halacha 
den der national-religiösen Rabbiner ent-
kräften. Das Vorhaben scheiterte jedoch 

an der Weigerung des bislang als liberal 
eingeschätzten Oberrabbiners Yisrael 
Lau, an einer solchen Entscheidung mit-
zuwirken. Als Vorsitzender des neun Rab-
biner umfassenden Oberrabbinatsrates 
äußerte er am 4. April die Ansicht, das 
Rabbinat müsse über den politischen 
und öffentlichen Argumenten stehen. 
Der Rabbinatsrat forderte dann die „Öf-
fentlichkeit" - gemeint ist die israelische 
Regierung - auf, „eine große Anstren-
gung zu unternehmen, um zu verhin-
dern, daß im Volk eine Kluft wachse, und 
die Einheit des Volkes von Israel und die 
Sicherheit aller Bewohner des Landes Is-
rael sicherzustellen" (»Jerusalem Post«, 
5 .4 . 1994, S.2). 
Droht Israel jetzt eine Bewegung der 
„Rabbiner gegen den Frieden"? Mutig hat 
Rabbi Yehuda Amital, der Begründer der 
»Hesder-Jeschiva«-lnstitution, die hala-
chische Entscheidung der national-reli-
giösen Rabbiner zurückgewiesen. Diese 
berühmte Einrichtung besteht aus Je-
schiva-Studenten, die sich während ihres 
Studiums nicht vom Militärdienst freistel-
len lassen - was die Mehrzahl aller Je-
schiva-Studenten und religiösen Lehrer 
tun, sondern in speziellen Militäreinhei-
ten dienen, welche Studium und Militär-
dienst miteinander verknüpfen. Die Insti-
tution genießt in Israel einen guten Ruf. 
Amital sieht nun in der Aufforderung 
zum Ungehorsam eine Gefahr der Zerstö-
rung der Armee. Für Gad Lior, einen Kor-
respondenten der israelischen Tageszei-
tung »Yediot Achronot« („Letzte Nach-
richten") steht sogar mehr auf dem Spiel: 
„Der erste Soldat, der den Befehl seines 
Offiziers, einen Siedler zu evakuieren, 
verweigert, gefährdet den Staat, wenn 
nicht sofort reagiert wird." Es darf nicht 
geschehen, daß „Rabbiner zu Ajatollahs" 
werden und „der Staat Israel vom ,Kho-
meniismus' regiert wird" (»Allgemeine jü-
dische Wochenzeitung«, 21.4.1994, S.2). 
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Ist der Friedensprozeß gefährdet? 

Natürlich verbietet sich eine propheti-
sche Aussage über die weitere Zukunft. 
Allerdings gibt es einige grundlegende 
politische und soziologische Fakten, die 
keinen Anlaß zu einer pessimistischen 
Haltung geben. Die große Oppositions-
partei, der »Likud«, der noch unter Sha-
mir selbst mit den Gesprächen mit den 
Palästinensern begonnen hatte, verfügt 
über kein alternatives Konzept zum Frie-
den in Nahost. Der Oppositionsführer, 
Binyamin Netanyahu, ist ohnehin keine 
charismatische Gestalt; er ist zudem in 
der eigenen Partei umstritten. Bei der Ab-
stimmung über das Gaza-Jericho-Abkom-
men in der Knesset Mitte Mai mar-
schierte die Opposition aus dem Raum. 
Man wollte nicht riskieren, daß »Li-
kud«-Anhänger aus einem Friedens-
wunsch heraus für die Regierung stim-
men würden. 
Man tut zudem auch gut daran, den Frie-
densprozeß im Zusammenhang mit der 
Tatsache zu sehen, daß sich der Staat Is-
rael in einem umfassenden Wandel befin-
det. Da ist zum einen der Übergang vom 
ancien regime der Gründungsväter mit ih-
rer im kollektivistischen Denken wurzeln-
den Mentalität hin zu einer pluralisti-
schen Gesellschaft. Und da ist zum an-
dern der anhaltende Wirtschaftsauf-
schwung mit den bekannten Veränderun-
gen im Sozial- und Individualbereich der 
Menschen. Religiöse Vorschriften verlie-
ren zusehends an Boden, ungeachtet der 
vermehrten Bemühungen orthodoxer 
Kreise. So war z. B. die von dem staatli-
chen Busunternehmen »Egged« kürzlich 
eingerichtete, nach Geschlechtern ge-
trennte Buslinie in den orthodoxen Vier-
teln von Jerusalem ein totaler Mißerfolg. 
Frauen dachten nicht daran, auf die für 
sie reservierten Busse zu warten. Für die 
Yuppies in Tel Aviv wiederum sind Kaviar 

und „shinken" - man hat das deutsche 
Wort übernommen - selbstverständliche 
Leckerbissen, auch wenn sie nicht den 
Speisevorschriften der Kaschrut entspre-
chen. In der »Jerusalem Post« schrieb Mi-
chal Yudelman unter der Überschrift „In 
Tel Aviv ist Matza ausschließlich für Af-
fen" über die „gottlose" Begehung des 
Pessachfestes in Israels größter Stadt (1. 
4. 1994, S. B 8). Wenn Juden am „Fest 
der ungesäuerten Brote" Gelüste nach ge-
säuertem Brot haben, erleben vielerorts 
die arabischen Bäcker eine Hochkon-
junktur. Unter Hinweis auf die allgemei-
nen Menschenrechte verkaufen mehr jü-
dische Metzger Schweinefleisch, als der 
ahnungslose Tourist sich träumen läßt. 
Und was heißt schon Reiseverbot am Sab-
bat, wo der Israeli es liebt, an den freien 
Tagen ans Meer oder aufs Land zu fahren! 
Die israelische Gesellschaft befindet sich 
in einem Umbruch, der durch den fort-
schreitenden Friedensprozeß mit den Ara-
bern nur beschleunigt werden kann. Frü-
her oder später wird es auch zu einer 
Trennung von Staat und Synagoge kom-
men. Offensichtlich sucht das ultraortho-
doxe Establishment durch einen Schulter-
schluß mit den Kachniks, sich dieser Ent-
wicklung entgegenzustellen. Vom Kaha-
nismus droht dann auch dem Staat die ei-
gentliche Gefahr, insofern dieser ein be-
drohliches Potential zu einem Bürger-
krieg in sich birgt. Ob Kahane, Goldstein 
oder Ginsburgh, sie alle entstammen je-
doch - woran stets zu denken ist - dem 
amerikanisch-jüdischen Milieu. Kahane 
war schon Rassist, als er in Israel einwan-
derte; das gilt auch von Goldstein. Der 
harte Kern der Kachniks besteht aus Ame-
rikanern mit israelischem Paß, die in der 
israelischen Gesellschaft eine marginale 
Gruppe darstellen, wenn auch eine äu-
ßerst gefährliche. Es ist kein Zufall, wenn 
diese sich die besetzten Gebiete als Agita-
tionsfeld ausgesucht haben, da sie im Is-
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rael der Grenzen von 1967 nicht haben 
Fuß fassen können. 
Man muß nur einen Blick in die aus Broo-
klyn kommende »lewish Press« werfen, 
die von sich behauptet, die größte anglo-
jüdische Wochenzeitung zu sein, um zu 
begreifen, daß der Kahanismus ein aus 
Amerika stammendes Phänomen ist. In 
der Pessach-Ausgabe vonm 25./31. März 
1994 werden beispielsweise »Kach« und 
»KahaneChai« als wahre Verteidiger jüdi-
scher Interessen hochgelobt. Dort kann 
auch der schon erwähnte Israeli Arye 
Stav mit Blick auf seine Regierung von 
„unseren ,Arafat-Juden"' sprechen und 
diese nach Herzenslust diffamieren (S. 1). 
Die israelische Regierung und die PLO 
haben inzwischen die Clinton-Admini-
stration aufgefordert, die Machenschaf-
ten von »Kahane Chai« zu durchleuch-
ten. In Brooklyn hat sie ein Hauptquar-
tier, von dem aus sie über unverdächtige 
Organisationen wie »Amerikanische 
Freunde der Jeschiva Harav Meir« (s. o.), 
»Amerikanische Freunde der Vereinigten 
Jischuv-Bewgung« („Jischuv" bezieht 
sich auf die Ansiedlung in Israel) oder 

Werner Thiede 

»Komitee für die Freiheit der Jugendli-
chen« zahlreiche Wohltätigkeitsvereine 
erreicht. Auf diese Weise fließen beachtli-
che Mittel in die Kassen von »Kahane 
Chai«, welche dann wiederum die Aktivi-
täten in der Westbank ermöglichen. 
Nach den Recherchen des »Jerusalem Re-
port« vom 19. 5. 1994 ermittelt aller-
dings inzwischen der New Yorker Gene-
ralstaatsanwalt gegen sie, weil die Orga-
nisation nicht als wohltätige Korporation 
registriert ist und auch nicht gemäß den 
Gesetzen des Staates New York eine Of-
fenlegung ihrer Bücher vorgenommen 
hat. 
In der Zwischenzeit hat das aus Jericho 
abziehende israelische Militär gemäß der 
Vereinbarung mit der PLO die Verantwor-
tung für die Sicherheit der in Jericho ge-
gründeten Jeschiva auf die palästinensi-
che Polizei übertragen. Vermutlich wird 
sich ein solcher Vorgang in der Zukunft 
des öfteren wiederholen. Möglicher-
weise werden es dann viele jüdische 
Siedler vorziehen, freiwillig in das alte Is-
rael zurückzukehren. 

»Weltweite Kirche Gottes«: 
Kleine Herde, großer Anspruch 
Vor genau sechzig Jahren startete 
das Rundfunkprogramm einer klei-
nen Radio-Kirche, die längst - wie 
ihr Name seit 1968 hervorhebt - welt-
weit präsent ist, und zwar in man-
chen Ländern sogar mit regelmäßi-
gen Fernsehsendungen. Bislang hat 

In Heft 1/1994 von »Das Beste aus Rea-
der's Digest« stößt man auf eine An-
nonce, die für eine kostenlose Broschüre 
mit dem Titel »Die Bibel - ein Über-

sie circa 1,8 Milliarden Zeitschriften 
und Broschüren unentgeltlich ver-
sandt. Aus Anlaß dieses Jubiläums 
informiert der folgende Beitrag über 
diese schwer einzuordnende Glau-
bensgemeinschaft (vgl. zuletzt MD 
1986, S.179ff). 

blick« wirbt. Nur kleingedruckt findet 
sich die für den normalen Leser nichtssa-
gende Adresse, an die man sich wenden 
kann: »Stiftung Ambassador College«, 
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Postfach 1129, 53001 Bonn. Daß man es 
hier mit einer sektiererischen Glaubens-
gemeinschaft aus Amerika zu tun hat, 
merkt man zunächst nicht. 
Deren Gründer, der im Umfeld von Quä-
kern erzogene Nordamerikaner Herbert 
W Armstrong (1893-1986), hatte sich 
als junger Mann von allen religiösen In-
teressen abgewandt und sehr erfolgreich 
als Reklamefachmann und Vertreter für 
„die größte Handelszeitung des Landes" 
gearbeitet, bevor ihn mehrere geschäftli-
che Mißerfolge niederschlugen und für 
die neuen Einflüsse seiner Ehefrau Loma 
öffneten. Diese war 1926 einer adven-
tistischen Splittergemeinschaft namens 
»Church of God« (US-Staat Oregon) bei-
getreten und suchte ihn seither zu bewe-
gen, mit ihr den Sabbat zu halten. Seine 
anfängliche Skepsis wich im Zuge eines 
intensiven, halbjährigen Bibelstudiums, 
das ihn zu der Überzeugung führte, 
durch sie von Gott selbst unterrichtet zu 
werden und so tiefgreifende Erkenntnisse 
zu gewinnen. 1927 ließ er sich taufen. 
Nach weiterer Erforschung der als wört-
lich inspiriert betrachteten Bibel und er-
sten Bekehrungserfolgen wurde er 1931 
in der Church of God ordiniert. Aber be-
reits 1933 machte er sich nach seinen 
Protesten gegen Versuche, in dieser Kir-
che ein Verwaltungssystem von Men-
schenhand zu errichten, unabhängig. Er 
gründete die Zeitschrift »The Piain Truth« 
(deutsch später: »Klar & Wahr«), die an-
fänglich eine Auflage von 250 Stück 
hatte, während derzeit monatlich circa 
2,7 Millionen Stück (es waren zwischen-
zeitlich schon mehr!) in insgesamt sieben 
Sprachen gedruckt werden. Und 1934 er-
öffnete er das Programm seiner »Radio 
Church of God« mit dem Titel »The 
World Tomorrow«. Unter dieser apoka-
lyptischen Überschrift läuft seit 1975 
auch ein international ausgestrahltes 
Fernsehprogramm. 

Der organisatorischen Festigung seines 
Unternehmens und dem „Bildungsauf-
trag" der Kirche diente bereits 1947 die 
Gründung des »Ambassador College« im 
kalifornischen Pasadena. Dieser komfor-
tablen, zahlreiche Studiengänge anbie-
tenden Einrichtung, die noch heute als 
Zentraladresse der »Weltweiten Kirche 
Gottes« (= WKG) firmiert, wurden später 
einige weitere Colleges zur Seite gestellt 
(die studentische Ausbildung vollzieht 
sich in dem 1964 in Big Sandy/^exas ge-
gründeten). Auf großen Weltreisen kam 
Armstrong seit 1969 in Kontakt mit füh-
renden Repräsentanten aus Politik, Wirt-
schaft und Wissenschaft. 1975 wurde 
zum Zweck humanitären Engagements 
die Ambassador-Stiftung gegründet. 
Nach mehrjähriger, durch die Anprange-
rung von Mißständen gewachsener Krise 
wurde 1978 Armstrongs als Vizepräsi-
dent der Kirche fungierender Sohn Gar-
ner Ted nebst anderen ausgeschlossen, 
was zur Gründung der ähnlich ausgerich-
teten »Church of God, International« (Ty-
ler/Texas) führte. Kurz vor seinem Tod 
setzte der 93jährige Armstrong seinen 
persönlichen Assistenten Joseph W. 
Tkach (geb. 1927) als Nachfolger im Amt 
des Pastor General ein, dem die Gemein-
debetreuung obliegt und der Rat der Älte-
sten untersteht. Tkach, aus russisch-ortho-
doxer Familie stammend, war bereits 
1957 Armstrong begegnet und durch die 
WKG getauft worden; seit 1980 war er 
Direktor der Kirchenverwaltung. 

Was glauben Anhänger der WKG? 

Nach Ansicht des „Apostels" Armstrong 
„haben heute alle Kirchen das Evange-
lium Jesu Christi verloren" (»Klar & 
Wahr« 9/1986). Wer so urteilt, maßt sich 
selbst einen unfehlbaren und anderen Kir-
chen unzugänglichen Einblick in die 
Christusbotschaft an. 

2 7 0 MATERIALDIENST DER EZW 9/94 



Als Fundament gilt der WKG das Zeugnis 
der als wörtlich inspiriert verstandenen 
Heiligen Schrift. Doch wie bei jedem fun-
damentalistischen Schriftverständnis er-
geben sich auch für die WKG die Versu-
chung zur willkürlichen Harmonisierung 
unterschiedlichster Schrifttraditionen, 
die Neigung zu apokalyptischer Spekula-
tion und eine gesetzliche Frömmigkeits-
praxis, der die Bibel als „Gebrauchsan-
weisung" für den Alltag und als „Funda-
ment zur Erlangung allen zusätzlichen 
Wissens" gilt. Deren Auslegung be-
stimmt die „Führung der Kirche", die 
auch für die - mittlerweile weniger deut-
lich als früher ausgesprochene - Über-
zeugung geradesteht, daß die WKG die 
einzig wahre Kirche auf Erden sei. Ent-
sprechend existieren bislang keine for-
mellen Beziehungen zu den ökumeni-
schen Kirchen. Die WKG, die ihren Na-
men seit 1968 trägt, versteht sich als die 
rechtliche Form der geistlichen Kirche 
Gottes. 
Christliche Festtage wie Weihnachten, 
Ostern und der Herrentag werden auf 
teuflische Irreführungen zurückgeführt, 
an deren Stelle für „wahre Christen" Fei-
ern aus dem jüdischen Festkalender (Pas-
sah, Pfingsten, Posaunen-, Versöhnungs-
und Laubhüttenfest) und der Sabbat rük-
ken. Gesetzlich wird zwischen unreinem 
und reinem Fleisch unterschieden: „Un-
reines Fleisch zu essen, muß nicht unbe-
dingt Sünde im geistlichen Sinne sein... 
Auf jeden Fall aber schadet falsche Kost 
dem Körper... Sie verdirbt den Körper, 
wenn nicht gar den Menschen, und wer 
seinen Körper verdirbt, den wird Gott ver-
derben (1 . Kor. 3,17)", hieß es in einer 
Broschüre von 1982. 
Eine inkarnatorische Christologie ver-
band sich früher mit der Ablehnung der 
Personalität des heiligen Geistes zu einer 
Verwerfung der Lehre von der göttlichen 
Dreieinigkeit. Doch hierin ist die WKG 

kürzlich zu neuen Einsichten gelangt: 
Jetzt kann sie formulieren, sie bekenne 
sich „zur Einheit Gottes und zur vollen 
Göttlichkeit des Vaters, des Sohnes und 
des heiligen Geistes". Auch hat sie mitt-
lerweile von Ansätzen zur Berechnung 
der Parusie Christi Abstand genommen: 
„Fehlspekulationen untergraben den 
Glauben", heißt es in »Klar & Wahr« 
(9/1993). 
Der Heilsplan Gottes stellt sich nach Auf-
fassung der WKG folgendermaßen dar: 
Nach dem Engelsturz und Sündenfall 
schuf Gott die Erde in der heutigen, dem 
Tode verfallenen Gestalt, um dem - ge-
mäß heutiger Lehre der WKG nicht von 
einer Erbsünde belasteten - Menschen 
die Möglichkeit zu freier Entscheidung 
zwischen Gut und Böse einzuräumen. 
Die dafür vorgesehene Spanne von 6000 
Jahren wird in Bälde enden, wenn näm-
lich Dämonen alle Völker zu einer letz-
ten Entscheidungsschlacht um die Kon-
trolle der Stadt Jerusalem locken. Die dar-
auf folgende kosmische Katstrophe wird 
in der Wiederkunft des Messias gipfeln, 
die das Tausendjährige Reich herauffüh-
ren wird. An dessen Ende steht dann die 
Auferstehung der großen Mehrheit der 
Menschen, all jener nämlich, die noch 
keine Gelegenheit zur Entscheidung für 
Gottes Weg gehabt hatten. Wer sich nach-
haltig gegen Gott und sein Reich ent-
scheidet, verfällt der Verbrennung im Feu-
erpfuhl, also dem ewigen Tod. 
Wer hingegen auf Ewigkeit als ein Mit-
glied der „Familie Gottes" aufgenommen 
wird, den erwarte leistungsbezogener 
Lohn: „Christus wird jeden einzelnen be-
lohnen, je nachdem, was sie in diesem 
Leben geleistet haben." (»Klar & Wahr« 
7/1991) Darüber hinaus erfüllt sich an 
solchen Getreuen eine Verheißung, die 
„fast über den Verstand" gehe: Armstrong 
spricht vom „ungeheuren Potential des 
Menschen", das er aus dem 2. Kapitel 
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des Hebräerbriefes herausliest, indem er 
von Aussagen über das Königtum Christi 
auf alle wahren Christen schließt (»Klar 
& Wahr« 9/1986; vgl. 3/1990). Demnach 
wird jenen Menschen, die „durch eine 
Auferstehung in die Gottfamilie hineinge-
boren" sind und denen er „trauen kann, 
daß sie ihm immer gehorchen werden", 
das „ganze Universum Untertan gemacht 
werden!" 
In diesem göttlichen Gesamtplan spielt 
die „Kirche Gottes" natürlich eine wich-
tige Rolle - und zwar als das wahre Got-
tesvolk inmitten der nach außen hin in Er-
scheinung tretenden ökumenischen Kir-
chen. Im Jahre 31 habe Jesus die ur-
sprüngliche Gemeinde gegründet, doch 
sein Evangelium sei nach dem Tod der 
Apostel allmählich verwischt worden. 
Einige Getreue der Gründergemeinde 
seien von Kleinasien über die Alpen 
nach Britannien gewandert, von wo aus 
man viele Generationen später in die 
Neue Welt hinübergesiedelt sei. In Auf-
nahme dieser älteren Theorie der „Bri-
tish-lsrael"-Bewegung sieht sich die heu-
tige WKG ganz in der Tradition der an-
onymen „kleinen Herde", die dem „wah-
ren" Evangelium und Gottes Geboten -
im Unterschied zur „Hurenkirche" der 
Konfessionen und Sekten - seit jeher die 
Treue gehalten habe und dafür einst mit 
Christus über die Nationen herrschen 
werde. 

Widersprüchliches 

Ob es sich bei der WKG um ein „freies 
Verkündigungs-Großunternehmen" (O. 
Eggenberger), eine christliche „Sonderge-
meinschaft" (H.-D. Reimer), „Sekte" 
(»Handbuch Religiöse Gemeinschaften«) 
oder „(Frei-)Kirche" handelt, ist insofern 
schwer zu entscheiden, als sie Züge all 
dieser konfessionskundlichen Grundar-
ten in sich vereint. Grundsätzlich werden 

weder Mitgliedsbeiträge noch Bezugsge-
bühren erhoben. Doch die WKG geht da-
von aus, daß Gottes Gesetz über den 
Zehnten noch in Kraft sei. Entsprechend 
werden von den „wahren" Gläubigen die 
Zahlung des Zehnten und zusätzlicher 
Geldopfer erwartet - zur Ehre Gottes auf 
Konten der WKG! In »Die Reine Wahr-
heit« (1/1968) hieß es unverblümt: „In 
diesem großen Werk Gottes, das der dem 
Untergang geweihten Welt die allerletzte 
Warnung entgegenruft, machen diejeni-
gen in geistlicher Hinsicht die größten 
Fortschritte, die treu ihren Zehnten und 
ihre Opfergaben entrichten. Sie bereiten 
sich auf einen Platz im Reiche Gottes 
vor.. ." Das klingt weniger nach Opfer 
als vielmehr nach berechnender Investi-
tion. Tatsächlich liest man in »Klar & 
Wahr« (3/1992) wörtlich: „Wir geben 
Gott, weil es von Vorteil für uns ist..." 
Derzeit gehen die Einnahmen der WKG 
etwas zurück. 1971 sollen rund 250000 
Mitglieder den Zehnten gezahlt haben; 
allerdings ist diese Zahlung nicht automa-
tisch als Zeichen einer durch Taufe be-
gründeten Mitgliedschaft zu werten. 
Heute wird - wie bereits vor zehn Jahren 
- von rund 100000 Mitgliedern gespro-
chen, wobei sich die Zahl in der BRD um 
1000 bewegt. In über 120 Ländern bzw. 
Territorien gibt es rund 800 Versammlun-
gen; mehr als 700 Vollzeit- und 800 Teil-
zeitprediger sind in der WKG tätig. Als 
überkonfessionelle Kirche - so wird be-
tont - werbe man nicht aktiv-missiona-
risch um Anhänger. Abgesehen von örtli-
chen Gemeindebildungen sind kirchli-
che Organisationsformen verpönt. Doch 
immer wieder enthalten die Zeitschriften 
Karten, die zur weiteren Abonnentenbe-
schaffung animieren. Direktwerbekampa-
gnen zur Sicherung der Auflagenhöhe 
kommen vor. Außerdem vertritt das 
„überkonfessionelle" Werk eine Reihe so-
genannter „Glaubenssätze", die - freund-
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lieh ausgedrückt - sehr wohl konfessio-
nellen Charakter tragen, ja die - einmal 
weniger freundlich ausgedrückt - sektie-
rerischen Exklusivismus signalisieren. 
In deutscher Sprache hat es von 1960 bis 
1973 Rundfunksendungen gegeben. 
1961 kam hierzulande die Zeitschrift 
»Die Reine Wahrheit« heraus. Sie heißt 
seit 1971 »Klar & Wahr«; 16 Jahre lang 
wurde sie von der mehr biblischen The-
men gewidmeten Zeitschrift »Die Gute 
Nachricht über die Welt von morgen« be-
gleitet, mit der sie ab 1991 vereinigt 
wurde. Für Mitarbeiter gibt es seit eini-
gen Jahren die interne Zeitschrift »Neues 
aus dem Werk«. In englischer Sprache 
veröffentlicht die WKG das Jugendmaga-
zin »Youth«. 
In mehreren deutschen Großstädten ist 
es zu örtlichen Gemeindebildungen ge-
kommen. Derzeit befindet man sich in ei-
ner Konsolidierungsphase. 1993 wurde 
in der Zeitschrift »Klar & Wahr« die Not-
wendigkeit der Gemeinschaftspflege mit 
Gläubigen ausdrücklich unterstrichen. 
Bereits seit 1965 gibt es in der BRD got-
tesdienstliche Versammlungen der WKG. 
Diese Gottesdienste - auf Teilnahme 
wird Wert gelegt - dauern im allgemei-
nen zwei Stunden, wovon eine Stunde 
der Predigt vorbehalten ist. Ein 1993 in 
Amerika erschienenes „Hymnal" (Cho-
ral- bzw. Gesangbuch) wird derzeit ins 
Deutsche übertragen. Zugänglich sind 
die Versammlungen eigentlich nur Mit-
gliedern und solchen, die es werden wol-
len. So existieren - in Ablehnung einer or-
ganisierten Kirche - im wesentlichen nur 
Postfachadressen, für Deutschland die 
eingangs zitierte (immerhin wird nach 
Fernsehsendungen bisweilen auch eine 
Telefonnummer angegeben). 
Diese etwas zugeknöpft wirkende Hal-
tung ist den neutestamentlichen Gemein-
den ebenso fremd gewesen (vgl. 1. Kor. 
14,23) wie das formelle Abstandnehmen 

von aktiver Mission. Die WKG erweist 
sich mithin als eines von nicht wenigen 
Beispielen für einen überheblichen Bibli-
zismus, der zu wenig nach den Erkennt-
nissen anderer Glieder der in der Tat welt-
weiten Kirche Jesu Christi fragt und in der 
Konsequenz selbstgewählter Isolierung 
biblische Wahrheiten aus dem Auge ver-
liert oder verkehrt gewichtet. Wer grund-
sätzlich nicht mehr auf die vielleicht zu-
recht korrigierende Stimme anderer im 
Volk Gottes hört, der mag noch so viele 
Radio- und Fernsehsender betreiben - er 
verbleibt im sektiererischen Monolog! 
Wenn dies richtig ist, dann haben freilich 
auch Christen der ökumenischen Kir-
chen allen Anlaß, sich selbst nicht zu-
letzt von den sogenannten Sonderge-
meinschaften und Sekten hinterfragen, 
nämlich auf die Theorie und Praxis ihres 
eigenen Glaubens hin kritisch befragen 
zu lassen. Denn in jedem gewissenhaften 
und dabei geschwisterlichen Ringen um 
das rechte Verständnis des Evangeliums 
besteht die Möglichkeit, daß etwas spür-
bar wird vom Geist der weltweiten, nicht 
auf Konfessionsgrenzen einzuengenden 
Kirche des Herrn. 

Informationen 
ERWECKUNGS- UND 
ERNEUERUNGSBEWEGUNGEN 

Konflikte im Umfeld neuer Gemein-
degründungen in der Evangelischen 
Kirche im Rheinland. (Letzter Bericht: 
1989, S.248f; vgl. 1991, S. 245ff; 1992, 
S.240ff; 1993, S. 129ff; 359ff) Seit ca. 
1980 sind im Bereich der Rheinischen 
Evangelischen Landeskirche eine Reihe 
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neuer Gemeinschaften entstanden, die 
sich als Gemeinde oder Kirche verstehen 
und pfingstlerisch, charismatisch, mitun-
ter auch ausschließlich fundamentali-
stisch geprägt sind. Nur ein Teil hat sich 
den traditionellen Bünden, z. B. dem 
»Bund Freier evangelischer Gemeinden« 
(BFeG) oder dem »Bund Freikirchlicher 
Pfingstgemeinden in Deutschland« (BFP), 
angeschlossen. Manche Leiter der Grup-
pen gehören zum Kreis der Allianz, ver-
einzelt bemühen sich diese Organisatio-
nen um einen Gaststatus bei der »Arbeits-
gemeinschaft Christlicher Kirchen« (ACK). 
Im Blick auf zahlreiche dieser Gruppen 
gab und gibt es besorgte Rückfragen. Ein-
zelne landeskirchlich orientierte Gemein-
deglieder fühlen sich durch Abwerbever-
suche bedrängt, empfinden ständige Be-
suche und Aufforderungen zur Bekeh-
rung und Wiedertaufe als Nötigung, erbit-
ten Rat für Angehörige und Freunde, die 
sich nach einem Beitritt zu einer der 
Gruppen ihrem Eindruck nach psychisch 
verändert haben, soziale Kontakte und 
Ausbildungen abbrechen oder nach ver-
meintlichen Heilungen mit gesundheitli-
chen Problemen kämpfen. Ungefähr 
25% aller Betroffenen, die insgesamt im 
Referat Sekten- und Weltanschauungsfra-
gen der Rheinischen Kirche um Orientie-
rung und Beratung bitten, fragen nach 
solchen Gruppen aus dem charisma-
tisch-fundamentalistischen Spektrum. 
Bei näherer Betrachtung der sehr ver-
schieden geprägten neuen Gemeinden 
läßt sich feststellen, daß nicht von einer 
einheitlichen Gemeindegründungsbewe-
gung gesprochen werden kann. Neben 
theologischen Begründungszusammen-
hängen gibt es offensichtlich eine Reihe 
anderer Faktoren, die bei Gemeindegrün-
dungen eine Rolle spielen. Einige Auffäl-
ligkeiten und charakteristische Züge, die 
mehr oder weniger für alle genannten 
Gruppen gelten, seien hier benannt: 

Die bundesrepublikanischen Verhält-
nisse erhalten immer stärker anglo-
amerikanische Züge. Dies bezieht sich 
nicht nur auf die wirtschaftliche Situa-
tion, z. B. auf das Konsumverhalten 
der Menschen oder auf die „Medienöf-
fentlichkeit", sondern auch auf die „ in-
neren Lebensräume" der Menschen, 
z. B. auf ihre religiösen Lebensräume. 
Der ständige „Individualisierungs-
druck", der Pluralismus der Werte und 
das allgemein herrschende Beliebig-
keitsdenken lassen bei einem Teil der 
bereits „christlich angewärmten" Be-
völkerung eine Sehnsucht nach ver-
bindlicher Gemeinschaft in einer klei-
nen überschaubaren Gruppe entste-
hen, die klare einfache Lebensorientie-
rung gibt, einen hohen Erlebenswert 
garantiert, Identifikation und intensive 
soziale Kontakte ermöglicht. 
Auffallend ist der prozentual hohe An-
teil US-amerikanischer Gemeindelei-
ter oder US-amerikanischer Mutteror-
ganisationen bei den im Rheinland ak-
tiven Gruppen. Dies mag einerseits da-
mit zusammenhängen, daß nach Über-
zeugung vieler fundamentalistischer 
oder pfingstlerischer Kleinstkirchen 
und Gemeinden in den USA das Land 
der Reformation re-christianisiert wer-
den muß. Andererseits werden die 
Strukturen und die wirtschaftliche Si-
tuation in der Bundesrepublik als stabi-
ler und besser eingeschätzt als in den 
USA. Zur Finanzierung eines Pastors 
und der nötigen Sachausgaben benö-
tigt man hierzulande im Durchschnitt 
lediglich 80-100 Gemeindeglieder, in 
den USA jedoch 250-300. Außerdem 
läßt die relativ hohe Unverbindlich-
keit und der distanzierte Umgang mit 
der Institution Kirche gerade in 
Deutschland viel Freiraum für anders 
strukturierte Gruppen. Es ist außerdem 
einfacher und auch bequemer, auf-

2 74 MATERIALDIENST DER EZW 9/94 



grund der soliden Infrastruktur, der Ein-
kommensverhältnisse, der sozialen Ab-
sicherung und der Kulturverwandt-
schaft vor allem in Deutschland zah-
lende Gemeindemitglieder zu gewin-
nen als z. B. in Frankreich, Italien, Ost-
europa oder in der Dritten Welt. Man-
che US-amerikanischen Organisatio-
nen sehen Deutschland auch als idea-
les Sprungbrett für die Missionierung 
der Menschen in den gesamten ehema-
ligen Ostblockstaaten. 

• Einzelne evangelikale Missionswerke 
gehen mehr und mehr dazu über, selb-
ständige bzw. von dem Missionswerk 
abhängige Gemeinden aufzubauen, 
um Unterstützungskreise zu festigen 
und zu sichern (z. B. »Deutsche Inland 
Mission« [DIM] in Heinsberg und 
»Neulandmission« in Windeck/Her-
chen). Einige Gemeinden unterhalten 
Bibelschulen, die auch der Pastoren-
ausbildung dienen. Viele Absolventen 
dieser und anderer Bibelschulen versu-
chen, schon aus existenzsichernden 
Gründen, neue - meist charismatische 
- Gemeinden zu gründen. Es kommt 
oft zu Spannungen mit bestehenden 
freikirchlichen oder landeskirchlichen 
Gemeinden und vor allem im freikirch-
lichen Raum vermehrt zu Spaltungen. 

• Im Zusammenhang mit Neugründun-
gen sind Auseinandersetzungen und 
Zerwürfnisse an der Tagesordnung. 
Die Konflikte entsprechen oft einer 
Strategie der Gruppe, durch Breiten-
wirkung Spaltungstendenzen wir-
kungsvoll in Szene zu setzen. Die Per-
sönlichkeit vieler neuer Gemeindelei-
terinnen und -leiter läßt vermuten, daß 
die Schwierigkeiten auch unter ande-
ren Umständen und Personenkonstel-
lationen zu Auseinandersetzungen 
und Zerwürfnissen eskaliert wären. 
Bei vielen von ihnen zeigt sich z. B. 
ein starker Führungsanspruch, geringe 

Kompromißfähigkeit und ausgeprägte 
Gegnerschaft zu Institutionen. 

• Diakonische Aktivitäten und gesell-
schaftliches Engagement, wenn über-
haupt vorhanden, sind oft als öffent-
lichkeitswirksame Mitgliederwerbung 
angelegt. Die Mehrzahl der Gemein-
den macht eher einen selbstgenügsa-
men Eindruck. Die vielfach aggressive 
Missionstätigkeit bindet alle Kräfte. 
Mission wird nicht selten lediglich als 
Mitgliederwerbung für die eigene 
Gruppe verstanden, so daß Wachstum 
vor allem Transfer-Wachstum ist. Vor 
allem charismatisch ausgerichtete Ge-
meinden haben in bezug auf Mitglied-
schaft nicht selten den Effekt eines 
„Durchlauferhitzers". Wunder und Zei-
chen stellen sich je länger je seltener 
ein. Trotz angeblich „mehrfacher Hei-
lung" sterben Menschen an ihren 
Krankheiten. Visionen und Prophetien 
haben sich vielfach nicht verwirklicht. 
Das Zungenreden und der Sprachenge-
sang erscheinen vielen Langzeitmit-
gliedern als gut eingeübte Rituale. Die 
Begeisterung flacht mit der Zeit ab. 
Normale Gewöhnungs- und Alterungs-
prozesse setzen ein. Manche treten 
aus der Gruppe aus oder ziehen sich 
einfach zurück. Für andere beginnt die 
Suche nach einer neuen Gemein-
schaft. Wi l l die „alte Gemeinde" nicht 
verkümmern oder untergehen, muß 
sie versuchen, vor allem junge Leute 
an sich zu binden. 

• Manche neuen Gemeinden sind er-
staunlich schnell bereit, das „Firmen-
schild" zu wechseln. Traditionen wer-
den schnell aufgegeben, neue entste-
hen. Das Schlagwort „überkonfessio-
nell" wird oft zur eigenen Kennzeich-
nung verwendet. Gleichzeitig können 
sich die Gruppen jedoch auch als 
„Evangelische Freikirchen'' benennen. 
Insgesamt gesehen wird im Etikett die 
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charismatische Ausrichtung meist ver-
schwiegen. Mitunter entscheidet man 
sich bei der Namensgebung auch für 
mehr oder weniger bekannte Gestal-
ten der Kirchengeschichte (s. »Anskar-
Kirche« oder »Andreas Murray-Kir-
che«). 
Durchgängig besteht eine regionale 
Orientierung. Dies ermöglicht eine 
breite Mitgliederwerbung und bietet 
viele Ansätze für Mission mit Überra-
schungseffekten, die bei örtlicher 
Orientierung auf Dauer kaum Erfolg 
hätten. Die Ortsbindung und ersatzfa-
miliäre Einbindung geschieht durch 
Hauszellgruppen oder Hauskreise. 
Pfingstlerische Großorganisationen 
wie »Christus für alle Nationen« (Rein-
hard Bonnke, Frankfurt), »Der Weg 
zur Freude« (Siegfried Müller, Karls-
ruhe) oder Morris Cerullos »Weltevan-
gelisation Europa« (Großbritannien) or-
ganisieren im Rheinland immer wie-
der Großveranstaltungen. Die Besu-
cher erleben meist begeisternde Got-
tesdienste mit „vielen Zeichen und 
Wundern". Die Kluft zu den Alltagser-
fahrungen läßt sich kaum überbrük-
ken, so daß für ein regelmäßiges Sonn-
tagserlebnis Gemeinden gesucht wer-
den, die eine ähnliche Atmosphäre 
ausstrahlen, wie sie bei Großveranstal-
tungen erlebt wurde. 

Joachim Keden, Düsseldorf 

SCIENTOLOGY 

Religionsverfolgung in Deutsch-
land? (Letzter Bericht: 1994, S. 119f) 
Für das Jahr 1994 hat sich die »Internatio-
nal Association of Scientologists« (IAS) 

laut ihrer Zeitschrift »Impact« (Nr. 50) 
das Ziel gesetzt, ihre deutschen Mitglie-
der in der Kampagne zu vereinen, alle 
Störungen zu beseitigen und zu errei-
chen, daß Scientology in Deutschland 
volle religiöse Anerkennung und Akzep-
tanz finde. An diesem Ziel wird kräftig ge-
arbeitet. Das Ende 1983 gegründete »In-
ternationale Büro für Spezielle Angele-
genheiten« (»Office for Special Affairs« = 
OSA International) der »Church of Scien-
tology International« hat mittlerweile 
eine Sondereinheit gebildet, die sich aus-
schließlich mit der Situation in Deutsch-
land befassen soll. 
Im »Börsenblatt für den Deutschen Buch-
handel« konnte die »New Era Publica-
tions Deutschland« in den letzten Mona-
ten eine Anzeigenkampagne placieren, 
in der besonders auf den neuen Monu-
mentalband »Was ist Scientology?« auf-
merksam gemacht wurde. Damit ver-
band sich eine „Sonderaktion für Buch-
händler und Bibliotheken", denen ein ko-
stenloses „Leseexemplar" dieses Buches 
angeboten wurde. Wie die neueste »Im-
pact«-Ausgabe (Nr. 54) berichtet, hat die 
IAS ungefähr zur selben Zeit eine Serie 
von 20 Annoncen in »Roll Call«, einer 
der einflußreichsten Zeitungen Washing-
tons, finanziert, um die Aufmerksamkeit 
amerikanischer Kongreßabgeordneter 
und Regierungsbüros auf die Intoleranz 
und Belästigung hinzuweisen, die religiö-
sen und ethnischen Minderheiten im heu-
tigen Deutschland zuteil werde und die 
an die Haßkampagnen des Dritten Rei-
ches gegen die Juden erinnerten. Jede die-
ser Annoncen lädt den Leser ein, sich die 
1993 von der Scientology-Church heraus-
gegebene und von der IAS finanziell er-
möglichte Broschüre »Haß und Propa-
ganda« kommen zu lassen (über sie hatte 
der »Materialdienst« 1993, S. 97f und 
111 ff, berichtet). Im übrigen ermuntern 
die Annoncen die Leser angeblich, Präsi-
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dent Clinton und bedeutende Kongreßab-
geordnete brieflich aufzufordern, durch 
effektive Aktionen der Diskriminierung 
religiöser und ethnischer Minderheiten 
in Deutschland entgegenzutreten. 
Sicher war es kein Zufall, daß jüdische 
Scientologen aus Amerika etwa zeit-
gleich mit entsprechenden Gesprächsan-
liegen um einen Termin in der EZW ba-
ten - allerdings so kurzfristig, daß die-
sem Wunsch nicht entsprochen und brief-
lich nur dazu ermutigt werden konnte, 
sich einmal beim Zentralrat der Juden in 
Deutschland über die tatsächliche Ge-
samtsituation zu informieren. Mit dem 
pauschalen Vorwurf der „Religionsverfol-
gung" taktieren Scientologen schon seit 
Jahrzehnten, wobei sie geschickt unter-
stellen, daß es sich bei ihnen um eine 
„echte" Religionsgemeinschaft handele. 
Gäbe es hierzulande wirklich eine reli-
giöse Unduldsamkeit, die gar auf einen 
neuen Holocaust hinauslaufen könnte, 
wie das die scientologische Propaganda 
suggeriert, dann hätte beispielsweise die 
Hamburger Staatsanwaltschaft nicht im 
vergangenen Juni die Ermittlungen we-
gen des Verdachts der Bildung einer kri-
minellen Vereinigung gegen die Sciento-
logy-Organisation eingestellt. th 

Buchbesprechungen 

Fritz Lohmeier, »Konflikte um den 
rechten Glauben. Warum und wor-
über wird gestritten?« Verlag Die 
Blaue Eule, Essen 1993, 303 Seiten, 
68- DM. 
Um „kirchliche Ansprüche im Kreuzver-
hör" geht es in diesem Buch - jedenfalls 

lautet so ein Aufdruck auf dem Titelblatt. 
Der Autor ist ein dem Religiösen nicht ab-
geneigter, gebildeter Zeitgenosse, der 
sich seinem Thema aus verhaltenswissen-
schaftlicher Perspektive nähert. Daß er 
theologisch und religionswissenschaft-
lich Amateur ist, wirkt sich auf die Be-
handlung seiner im übrigen durchaus ni-
veauvoll angegangenen Thematik abträg-
lich aus. Seine Grundposition erinnert an 
die kantianische Wirklichkeitsauffas-
sung, derzufolge der Mensch das „Ding 
an sich" nicht zu erkennen und darum 
nur mit Hilfe von unzulänglichen Vorstel-
lungen und durch Sprachsysteme beding-
ten Reflexionen zu erschließen vermag, 
was ihn umgibt und trägt. Wendet man 
diese verstandesmäßigen (S. 101 f) Ein-
schränkungen konsequent auf religiöse 
Gedankenwelten an, so ergibt sich dar-
aus die These vom Glauben „als Produkt 
des Menschen". Glaubensinhalte seien 
nur als Vorstellungsgut zugänglich, das 
vor dem inneren Auge eines Subjekts auf-
tritt. Allein um solch kognitive Gebilde 
werde gestritten, und erst durch Wertbe-
setzungen würden diese zur Kollision fä-
hig. Doch sei ein Streiten um den „rech-
ten Glauben" aus Mangel an Objektivi-
tätskontrolle nicht zu rechtfertigen. Für 
eine Häresie-Bezichtigung gebe es keine 
fundierte Meßgrundlage. „Der Glau-
bende kommuniziert zwangsläufig mit 
höchst persönlichen Erscheinungen sei-
ner Innenwelt." (67) Den Christus des ei-
nen Christen mit dem eines anderen 
gleichzusetzen, beruhe auf Projektion 
bzw. Illusion. 
Die entscheidende Frage, inwieweit die 
kognitiven Gebilde weltlicher oder tran-
szendenter Realität entsprechen, stellt 
sich freilich für den Verfasser ebensowe-
nig wie die nach den unterschiedlichen 
psychosozialen Auswirkungen von Glau-
bensvorstellungen. Sein Vor-Urteil steht 
fest: Was ein Theologe meine, „existiere" 
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eigentlich nirgend woanders als in der In-
nenwelt des einzelnen Trägers (292). 
„Die theologisch ausgegebene Wirklich-
keit bildet nicht die gemeinte Realität ab. 
Sie zeigt sich als Ausdruck geistigen Kon-
struierens; und ihre Existenz läßt sich nur 
in momentanen Bewußtseinsakten aus-
machen. Auch die theologisch vermit-
telte Wahrheit ist nicht das, wofür man 
sie hält. Sie erweist sich als personal ein-
maliges Konstrukt... Alles theologische 
Bemühen um die Welt in ihrer Sinnhaftig-
keit fängt sich in sich selbst", bleibt „ein 
Schmoren im eigenen Saft" (119 und 
126). Der theologische Dilettant versteigt 
sich gar zu dem Satz: „Schon Operationa-
lisierungen von Begriffen, also Definitio-
nen zum eindeutigen Zuordnen von 
Sachverhalten, sind der Theologie 
fremd." (130) Solche und ähnliche Aus-
sagen klingen in keiner Weise mehr ana-
lytisch, sondern nur noch nach billiger 
Polemik. 
Nun ist es ja methodisch gewiß denkbar, 
„Glaubensgut aus einer Bildung im Indivi-
duum und in Abhängigkeit vom Indivi-
duum zu verstehen" (64). Doch als abso-
lut gesetzte Betrachtungsweise führt die-
ser Zugang zu einer subjektivistischen, 
theologisch natürlich unfruchtbaren Ver-
engung. Mit aufgeklärtem Gestus behan-
delt Lohmeier zentrale theologische To-
poi meist nur im Modus der Aufzählung 
und der direkten oder indirekten Ableh-
nung, wenn nicht gar der leicht abzu-
schießenden Karikatur. Für ihn „entbehrt 
ein objektiver Vergleich von Offenba-
rungsbasis und Dogma jeglicher Voraus-
setzungen; und von einer geschichtli-
chen Konstanz der Offenbarungsbasis 
kann schon gar nicht die Rede sein" 
0 79). 
Lohmeiers spezifische Perspektive wirkt 
selbst aus religionspsychologischer Sicht 
reduktionistisch, da sie vor allem kogni-
tive Strukturzusammenhänge in den 

Blick nimmt und darüber die affektive 
Ebene analytisch zu berücksichtigen ver-
gißt. Zwar weist er mit Recht auf die not-
wendigerweise unterschiedlichen Aus-
prägungen von Glaubensweisen in den 
verschiedenen Altersstufen hin; doch auf 
die neuere religionspsychologische und 
-pädagogische Diskussion über die je an-
zutreffenden Strukturstufen in den religiö-
sen Entwicklungen geht er mit keinem 
Wort ein. 
Als Lösung der sich so ergebenden reli-
giösen Problematik bietet Lohmeier an 
den Abschlüssen seiner verschiedenen 
Ausführungen immer wieder die Figur 
des „ganzheitlich Glaubenden" an. Ge-
meint ist damit ein Mensch, der „die 
ganze sich eröffnende Welt ungeteilt für 
Gottes Welt hält" (52) und darum die Vor-
läufigkeit allen Erkennens, die Fremdbe-
stimmung durchs soziale Meinungsum-
feld, verunsichernde Bibelkritik, das sub-
jektivistische Alleinsein in seiner Gottes-
beziehung und möglichen Irrtum einfach 
hinnimmt, da ihn nichts von der Liebe 
Gottes trennen und er vielmehr darauf 
vertrauen kann, „im jeweiligen Präsenz-
horizont mit bedarfsgerechten Erkenntnis-
sen versorgt zu werden" (254). Mit die-
sem fromm-liberalen Konstrukt des an-
geblich „ganzheitlich Glaubenden" ent-
puppt sich eine im Grunde naiv anmu-
tende Einstellung Lohmeiers: Es entgeht 
ihm, daß die eigene Glaubensposition, 
indem sie offenkundig von einer Differen-
zierung zwischen Gottes Schöpfung und 
Gottesreich absieht, selbst nichts anderes 
als ein bestimmtes „kognitives Gebilde" 
darstellt, das sich der Wahrheitsfrage und 
damit dem Streit aussetzen muß. Es ver-
dankt sich genau jener Nähe zu einem 
„objektivistischen Wahrheitsparadigma" 
(143), jener Strebung hin „zur kognitiven 
Herrschaft" (296), jener Bemühung um 
„Reduzierung von Dissonanz" (55) und 
jener „Strategie der Immunisierung" (81), 
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die der Verfasser lieber bei anderen als 
bei sich selbst zu diagnostizieren pflegt. 
Gegen Ende seines ersten Kapitels räumt 
Lohmeier ein: „Zweifellos war unsere ein-
führende Betrachtung weithin oberfläch-
lich, einseitig und willkürlich." Ob er sol-
che Selbstkritik nicht im Blick aufsein ge-
samtes Buch hätte formulieren sollen? Im-
merhin deutet er auf der letzten Seite ein 
Bewußtsein davon an, daß er einen 
„nicht gerade wissenschaftlich-präzisen 
Geisteserguß" vorgelegt hat! Insbeson-
dere sein implizites Dogma vom „kogni-
tiv unfaßbaren Gott" (89) hätte jedenfalls 
einer gründlicheren Reflexion bedurft, 
um seine Eignung zu beweisen, allen Of-
fenbarungsglauben auf das Maß der sub-
jektiven „bedürfnisorientierten Glaubens-
welt" (89) zurechtzustutzen und „ein stö-
rungsfreies Glaubensleben" (294) zu ge-
währleisten, th 

Samuel Pfeifer, »Glaubensvergif-
tung - ein Mythos? Analyse und 
Therapie religiöser Lebenskonflik-
te«, Brendow Verlag, Moers 1993, 206 
Seiten, 29,80 DM. 
Glaube und Kirche sind in den letzten 
Jahren zunehmend verdächtigt worden, 
in überdurchschnittlichem Maß für seeli-
sche Störungen verantwortlich zu sein. 
Schlagworte wie jenes von der „ekklesio-
genen Neurose" finden schnell Verbrei-
tung und werden, ähnlich wie der Begriff 

„Fundamentalismus", großzügig verwen-
det. Zweifellos ist es kaum ernsthaft zu 
bestreiten, daß es auch unter religiösen 
Menschen seelische Krankheiten gibt. 
Die Frage ist jedoch, ob solche Erschei-
nungen gerade in dieser Gruppe in beson-
ders auffälliger Form gehäuft auftreten 
und ihre Ursachen in der Religion selbst 
haben. Dies scheint zumindest eine 
These zu sein, die immer populärer ge-
worden ist. Gestützt wird diese Annahme 
durch Therapeuten, die im kirchlichen 
Bereich tätig sind. Bekanntestes Beispiel 
dafür ist zur Zeit sicherlich Eugen Dre-
wermann, der sich in seinem Buch »Kleri-
ker« intensiv mit den Problemen des 
geistlichen Standes in der katholischen 
Kirche beschäftigt hat. Im Zeichen eines 
ohnehin kirchen- und glaubenskritischen 
Trends in unserer Gesellschaft werden 
daraus rasch allgemeine Aussagen abge-
leitet. Der Glaube schlechthin erscheint 
heute vielen als krankmachend, und jede 
seelische Auffälligkeit bei religiös orien-
tierten Menschen liefert dafür den Be-
weis. 
Samuel Pfeifer, Chefarzt einer Psychiatri-
schen Klinik, geht in seinem Buch die-
sem Vorwurf nach und untersucht, ob die 
Annahme einer engen Verbindung von 
Glaube und seelischer Krankheit existiert 
oder nur ein Mythos ist. Das Buch ist, 
wie es der Autor selbst an einer Stelle 
nennt, eine Streitschrift. Hier schreibt 
nicht einer aus der wissenschaftlichen 
Distanz, sondern aus der persönlichen 
Betroffenheit heraus. Damit legt der 
Autor offen, daß er einen eigenen Stand-
punkt hat und diesen belegen wi l l . Trotz 
dieser Offenheit ist das Buch durchge-
hend sachlich und ohne überflüssige Po-
lemik verfaßt. Für den psychologischen 
Laien stellt es eine zwar anspruchsvolle, 
doch durchaus gut verständliche Lektüre 
dar. 
Bei näherer Untersuchung der For-
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schungsliteratur zum Bereich der „ekkle-
siogenen Neurose" kommt Pfeifer zu 
dem Ergebnis, daß die öffentliche De-
batte und der empirische Befund weit 
auseinanderklaffen. Die nachweislich 
um ein Vielfaches höheren positiven Aus-
wirkungen des Glaubens auf die seeli-
sche Gesundheit bleiben in aller Regel 
unerwähnt. Aus einer „ganzheitlichen, sy-
stemischen Sichtweise neurotischer Pro-
bleme" (S. 39) heraus hält der Autor die 
Etikettierung „ekklesiogen" für unseriös, 
da sie einen monokausalen Zusammen-
hang konstruiert, der so nicht nachweis-
bar ist: „Der Mythos vom krankmachen-
den Glauben wird dort am ehesten ge-
pflegt, wo ein ausgewähltes Patientengut 
(religiöse Menschen) mit einem einseiti-
gen Schwerpunkt (z. B. Sexualität) be-
trachtet wird. Der Fehler liegt nicht 
darin, Zusammenhänge zwischen Neu-
rose und Religiosität zu untersuchen, son-
dern in der Art wie die Beobachtungen 
gewichtet werden. Probleme entstehen 
dort, wo durchaus berechtigte Teilas-
pekte eines Geschehens zur alleinigen 
Ursache verfestigt werden." (Ebd.) Damit 
soll keineswegs das Problem geleugnet 
werden, vielmehr geht es dem Autor 
darum, die UnVerhältnismäßigkeit zu-
rechtzurücken. Dabei hat er besonders 
auch den Patienten im Blick. Ist nämlich 
die „ekklesiogene Beweiskette" falsch, 
dann wird dies auch zwangsläufig die an-
gewandte Therapie sein. 
Das bisher vorliegende empirische Mate-
rial ist allerdings noch zu gering, um dar-
aus verallgemeinernde Aussagen ablei-
ten zu können. Aufschlußreich wäre si-
cherlich eine Untersuchung der Frage, 
ob nicht neurotisch veranlagte Men-
schen einen Hang zu bestimmten Ge-
meinschaften und Lehren haben, die auf 
das neurotische Potential verstärkend 
wirken. 
Pfeifers Grundthese ist, daß der religiöse 

Faktor nur einer unter vielen ist, der im 
ungünstigen Fall eine vorhandene neuro-
tische Disposition verstärken kann. Nicht 
der Glaube selbst ist in solchen Fällen 
die Ursache, sondern es sind vielmehr 
Überbetonungen in Familie und Ge-
meinde, die eine negative Wirkung ha-
ben: „Religiös gefärbte Neurosen sind 
nur eine von vielen möglichen inhaltli-
chen Prägungen neurotischer Erlebnis-
weisen." (S. 156) 
Nach einer ausführlichen Darstellung 
der Hintergründe und der Entwicklung 
von Neurosen widmet sich der Autor 
dem Verhältnis von Glaube und Neurose 
und verweist auf die verschiedenen Ursa-
chen von religiös-neurotischen Spannun-
gen. Besonders der Bereich der Sexual-
moral gilt als Quelle späterer Störungen. 
Ob allerdings religiöse Menschen in die-
sem Bereich überdurchschnittliche Pro-
bleme haben, kann mit Recht bezweifelt 
werden. Mit einer größeren Freizügigkeit 
allein haben sich die Schwierigkeiten mit 
der Sexualität ganz offensichtlich nicht 
lösen lassen. Gerade dies zeigt, daß der 
monokausale Erklärungsversuch schei-
tert, wenn alles nur auf den Glauben als 
Ursache reduziert wird. 
Im Schlußteil zeigt der Autor Möglichkei-
ten und Grenzen des therapeutischen 
und seelsorgerlichen Umgangs mit neuro-
tischen Menschen auf und verweist auf 
Konsequenzen, die sich für Seelsorge 
und Verkündigung ergeben. Wer sich mit 
diesem Problem und dem Vorwurf vom 
„krank machenden Glauben" konfron-
tiert sieht, sollte dieses Buch zur Hand 
nehmen oder es an jene weitergeben, die 
den Vorwurf der „ekklesiogenen Neu-
rose" schnell erheben, um damit abwei-
chendes Verhalten zu pathologisieren. 
Dieser nüchternen Analyse ist zu wün-
schen, daß sie zur Aufweichung vorhan-
dener Vorurteile beiträgt. 

Jürgen Wüst, Bensheim 
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